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Verordnung
über die Veränderungssperre 5-63/44 im Bezirk Spandau, Ortsteil Haselhorst

Vom 13. Februar 2007
Auf Grund des § 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I
S. 3316), in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des Gesetzes zur Aus-
führung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für die Grundstücke Daumstraße 3 im Bezirk Spandau, Ortsteil

Haselhorst, für die das Bezirksamt neben anderen Grundstücken die
Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Verän-
derungssperre gemäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen
und Umweltschutz, Stadtplanungsamt und Bau- und Wohnungsauf-
sichtsamt, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 des
Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 18 Abs. 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach
§ 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird
die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Geset-
zes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung die-
ser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 13. Februar 2007

Bezirksamt Spandau von Berlin

B i r k h o l z R ö d i n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadtrat
A b k ü r z u n g e n :  GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt für Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III,
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin
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Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Auswahl und die Einführung

beim Aufstieg von Beamten/Beamtinnen des gehobenen
Steuerverwaltungsdienstes in den höheren Steuerverwaltungsdienst

Vom 17. April 2007
Auf Grund des § 22 Abs. 1 des Laufbahngesetzes in der Fassung
vom 16. Februar 2003 (GVBI. S. 137, 200) wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die Auswahl und die Einführung beim Auf-

stieg von Beamten/Beamtinnen des gehobenen Steuerverwaltungs-
dienstes in den höheren Steuerverwaltungsdienst vom 19. März 2002
(GVBl. S. 113) wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Im bisherigen Absatz 1 werden die Wörter „Oberfinanzdirek-

tion Berlin (Oberfinanzdirektion)“ durch die Wörter „Senats-
verwaltung für Finanzen“ ersetzt.

2. §§ 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„§ 2
Eignungsanforderungen

(1) Beamte/Beamtinnen, die die Voraussetzungen des § 6
Abs. 5 des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes in Verbindung
mit § 23 der Verwaltungs-Laufbahnverordnung erfüllen, können
sich bei der Senatsverwaltung für Finanzen um Zulassung für
das Auswahlverfahren (§§ 3, 5 und 6) bewerben.

(2) Beamte/Beamtinnen sind für die Wahrnehmung von Aufga-
ben des höheren Steuerverwaltungsdienstes nur geeignet, wenn
1. ihre Leistungen vom zweiten Beförderungsamt an in der

Regel mit „hat sich besonders bewährt“ oder mit Leistungs-
stufe C oder besser, in den letzten beiden Stichtagsbeurteilun-
gen jedoch in der Regel mindestens mit „hat sich besonders
bewährt“ oder mit Leistungsstufe B beurteilt worden sind,

2. sie über vielfältige Fachkenntnisse in verschiedenen Auf-
gabenbereichen, Funktionen oder über Erfahrungen in unter-
schiedlichen Dienststellen der Steuerverwaltung und über
Verständnis für soziale Zusammenhänge verfügen,

3. sie fähig sind, Probleme zu analysieren, selbständig Lösun-
gen zu entwickeln und diese in Arbeitsziele für die Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen umzusetzen sowie die Aufgaben-
erledigung zu koordinieren und zu beaufsichtigen,

4. sie die Fähigkeit zur Personalführung besitzen, welche durch
praktische Erfahrungen oder Teilnahme an entsprechenden
Schulungen nachgewiesen werden kann, und

5. sie in der Lage sind, neue Verwaltungsaufgaben zu erfassen
und diese im Hinblick auf aktuelle und zukünftige Verände-
rungen weiterzuentwickeln.

(3) Beamtinnen und Beamte, die den Anforderungen des § 5
Abs. 3 Satz 3 entsprechen, jedoch auf Grund der gemäß § 5
Abs. 5 festgelegten Rangfolge nicht zum Aufstieg zugelassen
werden können, können sich erneut für das Auswahlverfahren
(§§ 3, 5 und 6) bewerben.

(4) Beamtinnen und Beamte, die den Anforderungen des § 5
Abs. 3 Satz 3 nicht entsprochen haben, dürfen sich frühestens
drei Jahre nach dem ersten Auswahlverfahren für nur ein wei-
teres Auswahlverfahren bewerben.

§ 3
Bedarfsermittlung, Bekanntmachung, Bewerbungsverfahren
(1) Die Senatsverwaltung für Finanzen setzt, ausgehend von

einem personalpolitisch angemessenen Anteil und unter Beach-

tung der Quote, die sich aus der von der Personalkommission des
Senats für den allgemeinen Verwaltungsdienst bestimmten Zahl
ergibt, jährlich die Zahl der Stellen des höheren Steuerverwal-
tungsdienstes fest, die nach Ablauf der Einführung durch Auf-
stiegsbeamte/-beamtinnen besetzt werden können.

(2) Die Senatsverwaltung für Finanzen gibt die nach Absatz 1
bestimmte Zahl der Stellen im Amtsblatt für Berlin bekannt und
bestimmt die Frist, innerhalb der sich die Beamten/Beamtinnen
für die Teilnahme am Auswahlverfahren bewerben können.

(3) Die Bewerbung ist über den/die zuständige/n Dienst-
vorgesetzte/n oder bei Beschäftigten der Senatsverwaltung für
Finanzen über die zuständige Referatsleitung einzureichen.
Diese haben zur Eignung des Beamten/der Beamtin (§ 2 Abs. 2)
Stellung zu nehmen. Der Stellungnahme sind der berufliche
Werdegang des Beamten/der Beamtin in tabellarischer Form und
eine Einverständniserklärung des Beamten/der Beamtin zur
Akteneinsicht beizufügen.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden das Wort „Anmeldung“ und das

nachfolgende Komma gestrichen.
b) Absatz 1 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1.
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und erhält folgende

Fassung:
„(2) Die Auswahlkommission besteht aus

1. einem Mitglied aus der Senatsverwaltung für Finanzen als
vorsitzendem Mitglied und

2. zwei Mitgliedern aus dem Kreis der Vorsteher und Vor-
steherinnen der Berliner Finanzämter.

Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen.
Die Mitglieder sowie ihre Stellvertreter oder Stellvertreterin-
nen sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie
müssen dem höheren Steuerverwaltungsdienst angehören und
werden vor Bekanntgabe der gemäß § 3 Abs. 1 festgesetzten
Stellenanzahl von der Senatsverwaltung für Finanzen be-
nannt.“

e) Absatz 4 wird aufgehoben.
f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.
g) Im neuen Absatz 3 wird der letzte Satz aufgehoben.

4. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5
Feststellung der Eignung und Rangfolge

(1) Die Senatsverwaltung für Finanzen prüft auf Grund der
eingereichten Unterlagen (§ 3 Abs. 3), ob die Voraussetzungen
nach § 23 Abs. 1 der Verwaltungs-Laufbahnverordnung und nach
§ 2 Abs. 2 vorliegen. Zur Feststellung der Eignung lädt sie die
Beamten/Beamtinnen, die die Voraussetzungen nach Satz 1
erfüllen, zu einem Vorstellungsgespräch vor der Auswahlkom-
mission nach Absatz 2. Beamte/Beamtinnen, die die Vorausset-
zungen nach Satz 1 nicht erfüllen, werden zum Vorstellungsge-
spräch nicht geladen und von der Senatsverwaltung für Finanzen
nicht zum Aufstieg zugelassen. Die Senatsverwaltung für Finan-
zen teilt im Falle des Satzes 3 der Dienststelle und der Auswahl-
kommission mit, welche Voraussetzungen der Beamte/die
Beamtin nicht erfüllt hat.

(2) In dem Vorstellungsgespräch sollen die Beamten/Beam-
tinnen ihr bisheriges Arbeitsgebiet darstellen und zu praxisbezo-
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genen Themen der künftigen Laufbahn befragt werden. Ferner
sollen die Beamten/Beamtinnen einen Vortrag von bis zu zehn
Minuten über ein von der Auswahlkommission vorgegebenes
Thema halten. Vorstellungsgespräch einschließlich Vortrag sol-
len 45 Minuten nicht überschreiten.

(3) Die im Vorstellungsgespräch und im Vortrag gezeigten
Einzelleistungen sind  mit den in § 21 des Laufbahngesetzes
genannten Noten zu bewerten; Zwischennoten sind zulässig. Die
Gesamtnote ist das bis auf die zweite Dezimalstelle errechnete
arithmetische Mittel der Einzelnoten. Voraussetzung für die
Feststellung der Eignung sind mindestens ausreichende Bewer-
tungen der einzelnen Leistungen sowie eine Gesamtnote von
höchstens 3,0. Die Berücksichtigung von Gesamtnoten aus
früheren Auswahlverfahren ist nicht zulässig.

(4) An dem Vorstellungsgespräch, dem Vortrag und den
Beratungen nach Absatz 3 können ein/e vom Hauptpersonalrat
benannte/r Personalvertreter/in, ein/e von der Hauptschwer-
behindertenvertretung benannte/r Schwerbehindertenvertreter/
in und, soweit Bewerber/innen aus ihrem Zuständigkeitsbereich
die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 erfüllen, die Gesamt-
frauenvertreterin der Berliner Finanzämter und die Frauenver-
treterin der Senatsverwaltung für Finanzen teilnehmen.

(5) Unter den geeigneten Beamten/Beamtinnen bestimmt die
Auswahlkommission anhand der Gesamtnote nach Absatz 3 und
des bisherigen beruflichen Werdegangs auf der Grundlage der
eingereichten Unterlagen (§ 3 Abs. 3) eine Rangfolge, wenn die
Zahl der geeigneten Beamten/Beamtinnen größer ist als die nach
§ 3 Abs. 1 bestimmte Zahl; dabei ist der berufliche Werdegang
gegenüber der Gesamtnote nach Absatz 3 im Verhältnis 55:45 zu
gewichten. Absatz 3 Satz 2 und 4 gilt entsprechend.

(6) Das Nähere zur Durchführung der Eignungsfeststellung
regelt die Auswahlkommission.“

5. § 6 Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Auswahlkommission teilt der Senatsverwaltung für

Finanzen mit,
1. welche Gesamtnote (§ 5 Abs. 3) der Beamte/die Beamtin er-

reicht hat,
2. gegebenenfalls welche Platzziffer dem Beamten/der Beamtin

in der nach § 5 Abs. 5 zu bildenden Rangfolge zuerkannt
worden ist und

3. ob der Beamte/die Beamtin nach Maßgabe der Nummern 1
und 2 unter Berücksichtigung des Absatzes 1 zum Aufstieg
nach § 6 Abs. 5 des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes in
Verbindung mit § 23 der Verwaltungs-Laufbahnverordnung
zugelassen werden kann.

(3) Die Zulassung zum Aufstieg erfolgt durch die Senats-
verwaltung für Finanzen. Wird ein Beamter/eine Beamtin aus
Gründen, die in seiner/ihrer Person liegen, zum Aufstieg nicht
zugelassen, so kann die Senatsverwaltung für Finanzen den/die
in der Rangfolge nächsten Beamten/nächste Beamtin zum Auf-
stieg zulassen.“

6. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7
Praktische Unterweisung

(1) Während der Einführungszeit sollen die Beamten und Be-
amtinnen in den Aufgaben des höheren Steuerverwaltungsdiens-
tes unterwiesen werden; der Anteil der Aufgaben des höheren
Steuerverwaltungsdienstes am Arbeitsgebiet des Beamten oder
der Beamtin darf die Hälfte nicht unterschreiten. Nach Möglich-
keit sollen sie für die Dauer von bis zu sechs Monaten zu einer
anderen Dienststelle abgeordnet werden.

(2) Am Ende der Einführungszeit sind die Beamten/Beam-
tinnen dienstlich zu beurteilen. Dabei ist der/die für die Zeit der
Abordnung an eine andere Dienststelle dort zuständige Dienst-
vorgesetzte oder in der Senatsverwaltung für Finanzen die zu-
ständige Referatsleitung zu beteiligen.“

7. In § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 4 und § 10 wird jeweils nach der Angabe
„§ 6 Abs. 5“ die Angabe „Satz 4“ gestrichen.

Artikel II
Neubekanntmachungsermächtigung

Die Senatsverwaltung für Finanzen wird ermächtigt, die Ver-
ordnung über die Auswahl und die Einführung beim Aufstieg von
Beamten/Beamtinnen des gehobenen Steuerverwaltungsdienstes in
den höheren Steuerverwaltungsdienst in der neuen Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkeiten des
Wortlauts zu beseitigen.

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. April 2007

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t S a r r a z i n

Regierender Bürgermeister Senator für Finanzen
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Verordnung über die gymnasiale Oberstufe
(VO-GO)

Vom 18. April 2007
Auf Grund des § 28 Abs. 8 in Verbindung mit § 14 Abs. 5, § 15
Abs. 4, § 39, § 58 Abs. 8, § 59 Abs. 8, § 60 Abs. 4 und § 129 Abs. 5
Satz 2 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), zuletzt
geändert durch Artikel V des Gesetzes vom 11. Juli 2006 (GVBl.
S. 812), wird verordnet:

Inhaltsübersicht

Teil I

Allgemeines

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Gliederung und Organisation der Bildungsgänge, Höchst-

verweildauer
§ 3 Pflicht zur Kurswahl und Teilnahme am Unterricht

Teil II

Aufnahme

§ 4 Übergang von Schülerinnen und Schülern des Gymnasiums
und der Gesamtschule

§ 5 Aufnahme von Schülerinnen und Schülern der Haupt-, Real-
und Berufsfachschulen

§ 6 Aufnahme in besonderen Fällen
§ 7 Schulwechsel
§ 8 Auslandsaufenthalt

Teil III

Durchführung der gymnasialen Oberstufe

Kapitel 1
Unterricht, Lernerfolgskontrollen und Zeugnisse

§ 9 Unterrichtsangebot, Einrichtung von Fächern und Kursen
§ 10 Fremdsprachenunterricht
§ 11 Bilingualer Unterricht
§ 12 Latinum, Graecum
§ 13 Sport
§ 14 Lernerfolgskontrollen
§ 15 Leistungsbewertung
§ 16 Zeugnisse

Kapitel 2
Einführungsphase

§ 17 Unterricht
§ 18 Versetzung, Wiederholung

Kapitel 3
Qualifikationsphase

§ 19 Fächer und Aufgabenfelder
§ 20 Kurse und Kursfolgen
§ 21 Schullaufbahn
§ 22 Kurswahl
§ 23 Wahl der Prüfungsfächer
§ 24 Besondere Lernleistung
§ 25 Belegverpflichtungen

§ 26 Gesamtqualifikation
§ 27 Rücktritt

Teil IV

Abiturprüfung

Kapitel 1
Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 28 Noten des vierten Kurshalbjahres
§ 29 Zulassung zur Prüfung
§ 30 Zeitpunkt und Teile der Prüfung
§ 31 Nachteilsausgleich
§ 32 Ausschüsse
§ 33 Protokolle
§ 34 Zuhörerinnen und Zuhörer, Gäste
§ 35 Nichtteilnahme an Prüfungen
§ 36 Wiederholung
§ 37 Täuschungen und andere Unregelmäßigkeiten
§ 38 Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen

Kapitel 2
Prüfungsablauf

§ 39 Prüfungsaufgaben für die schriftliche Prüfung
§ 40 Durchführung der schriftlichen Prüfung
§ 41 Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten
§ 42 Vorkonferenz, Ausschluss von der Prüfung
§ 43 Mündliche Prüfung
§ 44 Besonderheiten der fünften Prüfungskomponente
§ 45 Prüfungsergebnis
§ 46 Erwerb des schulischen Teils der Fachhochschulreife

Teil V

Sonderbestimmungen

§ 47 Berufliche Gymnasien
§ 48 Altsprachlicher Bildungsgang

Teil VI

Schlussvorschriften

§ 49 Übergangsregelungen
§ 50 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen

Anlage 1 a Stundentafel der Einführungsphase am Gymnasium
und an der Gesamtschule

Anlage 1 b Stundentafel der Einführungsphase am beruflichen
Gymnasium

Anlage 2 Tabelle für die Bildung eines Prüfungsergebnisses bei
schriftlicher und mündlicher Prüfung

Anlage 3 Tabelle zur Ermittlung der Abiturdurchschnittsnote
Anlage 4 Tabelle zur Ermittlung der Durchschnittsnote für den

schulischen Teil der Fachhochschulreife
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Teil I

Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt das Nähere zur Ausgestaltung der
gymnasialen Oberstufe der Gymnasien, Gesamtschulen und beruf-
lichen Gymnasien.

(2) Für die gymnasiale Oberstufe von Schulen besonderer päda-
gogischer Prägung gelten die folgenden Bestimmungen, soweit nicht
in einer gesonderten Rechtsverordnung abweichende Regelungen
getroffen werden.

§ 2
Gliederung und Organisation

der Bildungsgänge, Höchstverweildauer
(1) In der gymnasialen Oberstufe in der zweijährigen Form (§ 28

Abs. 2 des Schulgesetzes) werden die vier Kurshalbjahre der
Qualifikationsphase in den Jahrgangsstufen 11 und 12 durchlaufen.
Die gymnasiale Oberstufe in der dreijährigen Form (§ 28 Abs. 3 des
Schulgesetzes) gliedert sich in die Einführungsphase in der Jahr-
gangsstufe 11 mit zwei Schulhalbjahren sowie in die vier Kurshalb-
jahre umfassende Qualifikationsphase in den Jahrgangsstufen 12
und 13.

(2) Der Unterricht in der Einführungsphase (§§ 17 und 18) glie-
dert sich in den überwiegend im Klassenverband erteilten Pflichtun-
terricht und den klassenübergreifend eingerichteten Wahlpflichtun-
terricht. Die Kurse des Wahlpflichtunterrichts dienen insbesondere
der Vorbereitung auf erhöhte Anforderungen in den Leistungskurs-
fächern der Qualifikationsphase (Profilkurse) und der Verbesserung
der Kenntnisse in den Fremdsprachen oder musischen Fächer
(Basiskurse) oder führen neue Fächer ein.

(3) In der Qualifikationsphase (§§ 19 bis 27) tritt an die Stelle der
Klassenlehrerin oder des Klassenlehrers nach Wahl der Schülerinnen
und Schüler die Lehrkraft eines der von ihnen besuchten Kurse als
Tutorin oder Tutor. Es soll sich um die Leiterin oder den Leiter eines
Leistungskursfaches handeln.

(4) Sofern Schulen zur Erweiterung des Unterrichtsangebotes
kooperieren, bleibt bei Besuch eines Kurses einer kooperierenden
Schule die Zugehörigkeit zur eigenen Schule (Stammschule) un-
berührt. Die den Unterricht erteilende Lehrkraft der kooperierenden
Schule wird Mitglied der Jahrgangskonferenz oder des Oberstufen-
ausschusses der Stammschule. Die mündliche Prüfung findet an der
Stammschule statt. Die in dem Kurs unterrichtende Lehrkraft der ko-
operierenden Schule wird in den jeweiligen Fachausschuss berufen.
Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfung und sonstige von dem Prü-
fungsausschuss der kooperierenden Schule getroffene Entscheidun-
gen sind für den Prüfungsausschuss der Stammschule verbindlich.

(5) Die höchstzulässige Dauer des Besuchs der gymnasialen Ober-
stufe in der dreijährigen Form beträgt vier, im Falle der Wieder-
holung der Abiturprüfung fünf Jahre, soweit sich nicht im Einzelfall
aus den folgenden Regelungen eine andere Verweildauer ergibt. Bei
der gymnasialen Oberstufe in der zweijährigen Form umfasst die
Höchstverweildauer drei, im Falle der Wiederholung der Abiturprü-
fung vier Jahre.

(6) Während des Besuchs der gymnasialen Oberstufe in der drei-
jährigen Form ist entweder eine Wiederholung der Einführungs-
phase gemäß § 18 oder ein Rücktritt aus der Qualifikationsphase in
die Einführungsphase oder innerhalb der Qualifikationsphase gemäß
§ 27 möglich. Bei Besuch der gymnasialen Oberstufe in der zweijäh-
rigen Form ist ein einmaliger Rücktritt innerhalb der Qualifikations-
phase oder am Ende des ersten Kurshalbjahres durch Wechsel in die
gymnasiale Oberstufe in der dreijährigen Form (§ 27 Abs. 1) zuläs-
sig. Bei längerem Unterrichtsversäumnis infolge Krankheit oder
anderer von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertretender
Umstände kann die Höchstverweildauer gemäß Absatz 5 um jeweils
höchstens ein weiteres Schulbesuchsjahr in der Einführungsphase
und der Qualifikationsphase angehoben werden; die Wiederholungs-
möglichkeiten gemäß Satz 1 und 2 erhöhen sich entsprechend. Über
entsprechende Anträge entscheidet die Schule.

§ 3
Pflicht zur Kurswahl und Teilnahme am Unterricht

(1) Die Schülerinnen und Schüler wählen zu den von der Schule
festgesetzten Terminen die Kurse der Einführungsphase oder der
Qualifikationsphase aus. Unter den gewählten Kursen müssen sich
alle Pflichtkurse (Leistungskurse und Pflichtgrundkurse) befinden.
Die Auswahl der Kurse ist auf das Unterrichtsangebot der eigenen
Schule und gegebenenfalls kooperierender Schulen beschränkt. Bei
ausgebliebener, unvollständiger oder nicht realisierbarer Kurswahl
bestimmt die Schule im Rahmen der organisatorischen Möglichkei-
ten unter Berücksichtigung der Wünsche der betroffenen Schülerin-
nen und Schüler und der Erfordernisse ihrer Schullaufbahn die zu
besuchenden Kurse.

(2) Die Schülerinnen und Schüler sind bei der Planung ihrer
Schullaufbahn zu beraten. Sie sind im Hinblick auf die zu besuchen-
den Kurse, die Erfordernisse der Gesamtqualifikation und die sons-
tigen Auflagen zu einer zweckentsprechenden Planung und zur
rechtzeitigen und vollständigen Abgabe der notwendigen Erklärun-
gen verpflichtet.

(3) Die Schülerinnen und Schüler sind zur Teilnahme an dem sich
aus der Stundentafel ergebenden Unterricht der Einführungsphase,
den Pflicht- und Wahlkursen der Qualifikationsphase sowie den
sonstigen verbindlichen schulischen Veranstaltungen bis zu deren
regulärem Ende verpflichtet. Werden für das Fernbleiben vom Un-
terricht oder für das Nichterbringen von Leistungen Gründe genannt,
die von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertreten sind, so
sind diese unverzüglich darzulegen. Die Schule kann die Vorlage
eines geeigneten Nachweises, in Krankheitsfällen eines ärztlichen
Attestes, verlangen. Bei Versäumnis eines Klausurtermins in der
Qualifikationsphase muss der Nachweis innerhalb von drei Unter-
richtstagen nach dem versäumten Klausurtermin in der Schule ein-
gegangen sein.

Teil II

Aufnahme

§ 4
Übergang von Schülerinnen und Schülern
des Gymnasiums und der Gesamtschule

(1) Wer am Gymnasium unter Erfüllung der Voraussetzungen des
§ 58 der Sekundarstufe I-Verordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl.
S. 28) in der jeweils geltenden Fassung in die gymnasiale Oberstufe
versetzt wird, geht unmittelbar in die Qualifikationsphase über.
Abweichend von Satz 1 gehen Schülerinnen und Schüler, die in ein
berufliches Gymnasium eintreten wollen, in die Einführungsphase
dieser Schule über. Darüber hinaus kann der Übergang in die gym-
nasiale Oberstufe in der dreijährigen Form von der Schulaufsichts-
behörde auf Antrag bei Vorliegen besonderer Gründe gestattet wer-
den. Ein besonderer Grund liegt insbesondere vor bei längerer
Krankheit oder einem Auslandsaufenthalt in der Jahrgangsstufe 10
oder wenn der Wechsel an eine andere Schule zur Fortsetzung eines
besonderen schulischen Profils gewünscht wird.

(2) Wer an der Gesamtschule gemäß § 57 der Sekundarstufe I-Ver-
ordnung die Voraussetzungen für den Übergang in die Einführungs-
phase erfüllt, geht in die Einführungsphase der gymnasialen Ober-
stufe über. Werden die Kriterien für den unmittelbaren Übergang in
die Qualifikationsphase erfüllt, gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) In die Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe können
auch Schülerinnen und Schüler unmittelbar eintreten, die die Jahr-
gangsstufe 10 gemäß § 16 Abs. 2 der Sekundarstufe I-Verordnung
übersprungen haben; über einen Antrag auf unmittelbaren Eintritt
dieser Schülerinnen und Schüler in die Qualifikationsphase ent-
scheidet die Schulaufsichtsbehörde.

§ 5
Aufnahme von Schülerinnen und Schülern
der Haupt-, Real- und Berufsfachschulen

(1) Schülerinnen und Schüler der Hauptschule, der Realschule,
der verbundenen Haupt- und Realschule sowie der einjährigen Be-
rufsfachschule und der Berufsfachschule mit schulischer Abschluss-
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prüfung können unmittelbar in die Einführungsphase aufgenommen
werden, wenn sie
1. mit dem Zeugnis über den mittleren Schulabschluss die Leis-

tungskriterien gemäß Absatz 2 erfüllen und
2. das 20. Lebensjahr bei Eintritt in die Einführungsphase noch

nicht vollendet haben.
Die Schulaufsichtsbehörde kann bei Vorliegen einer besonderen
Härte eine Überschreitung der Altersgrenze gemäß Satz 1 Nr. 2
zulassen.

(2) Die Leistungskriterien gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden er-
füllt
1. an der Hauptschule, wenn in allen Fächern Jahrgangsleistungen

mit einem Durchschnitt von 3,0 oder besser erreicht werden,
dabei darf die Summe der Fächer Deutsch, erste Fremdsprache
und Mathematik
a) nicht größer als fünf oder
b) wenn eines dieser Fächer in Leistungsstufe A unterrichtet

wurde, nicht größer als sechs,
c) wenn zwei dieser Fächer in Leistungsstufe A unterrichtet

wurden, nicht größer als sieben oder
d) wenn drei dieser Fächer in Leistungsstufe A unterrichtet wur-

den, nicht größer als acht
und kein weiteres Fach darf schlechter als ausreichend bewertet
sein,

2. an der Realschule, wenn in allen Fächern Jahrgangsleistungen
mit einem Durchschnitt von 3,0 oder besser erreicht werden,
dabei müssen in den Fächern Deutsch, erste Fremdsprache und
Mathematik mindestens befriedigende Leistungen vorliegen und
kein weiteres Fach darf schlechter als ausreichend bewertet sein,

3. an einer Berufsfachschule gemäß Absatz 1 Satz 1, wenn in allen
Fächern Jahrgangsleistungen mit einem Durchschnitt von 3,0
oder besser erreicht werden, dabei müssen in den Fächern
Deutsch, erste Fremdsprache und Mathematik mindestens be-
friedigende Leistungen vorliegen und die Summe dieser Fächer
darf nicht größer als sechs sein und keines der übrigen Fächer
darf schlechter als ausreichend bewertet sein.

Bei der Ermittlung des Durchschnitts gemäß Satz 1 bleiben die Leis-
tungen in Musik, Bildende Kunst und Sport, bei Schülerinnen und
Schülern der Berufsfachschule zusätzlich die in dem Fach Text-
verarbeitung, in den Fächern des fachpraktischen Bereichs sowie in
den Praktika unberücksichtigt. Bei den verbundenen Haupt- und
Realschulen gelten die Leistungskriterien des Bildungsganges, dem
die Schülerin oder der Schüler am Ende der Jahrgangsstufe 10 zu-
geordnet ist.

(3) Bei Teilnahme an den für Schülerinnen und Schüler nichtdeut-
scher Herkunftssprache vorgesehenen Fördermaßnahmen kann die
Schulaufsichtsbehörde eine Überschreitung der nach Absatz 2 in den
jeweiligen Schularten maßgeblichen Leistungsgrenzen in einem
Fach um eine Notenstufe zulassen.

(4) Wer die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Einfüh-
rungsphase gemäß Absatz 1 und 2 erfüllt, kann auf Antrag unmittel-
bar in die Qualifikationsphase aufgenommen werden, wenn eine er-
folgreiche Mitarbeit in der Qualifikationsphase erwartet werden
kann. Dies ist der Fall, wenn
1. der Durchschnittswert der Jahrgangsleistungen gemäß Absatz 2

jeweils 2,0 oder besser beträgt,
2. am Unterricht in einer zweiten Fremdsprache in den Jahrgangs-

stufe 7 bis 10 teilgenommen wurde und
3. die Klassenkonferenz der zuvor besuchten Schule den unmittel-

baren Übergang in die Qualifikationsphase empfohlen hat.
Trotz Vorliegens der Voraussetzungen gemäß Satz 1 und 2 ist die
Eignung für die unmittelbare Aufnahme in die Qualifikationsphase
nicht gegeben für
1. Schülerinnen und Schüler der Hauptschule, die bereits die Jahr-

gangsstufe 10 der Realschule, der Gesamtschule oder des Gym-
nasiums ganz oder teilweise besucht haben,

2. Schülerinnen und Schüler der Realschule, die bereits die Jahr-
gangsstufe 10 der Gesamtschule oder des Gymnasiums ganz
oder teilweise besucht haben, und

3. Schülerinnen und Schüler der Berufsfachschule, die die Real-
schule oder das Gymnasium am Ende der Jahrgangsstufe 10 we-
gen mehrmaliger Nichtversetzung verlassen mussten oder die
die nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 erforderlichen Leistungen erst bei
Wiederholung des für die Entscheidung maßgeblichen Unter-
richtsabschnittes der Berufsfachschule erreicht haben.

Über die Anträge auf unmittelbare Aufnahme in die Qualifikations-
phase entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter der aufneh-
menden Schule.

(5) Schülerinnen und Schüler können an einer Schule nur auf-
genommen werden, wenn der Unterricht angeboten wird, an dem
sie, insbesondere auf Grund ihrer Vorkenntnisse in Fremdsprachen
(§ 10), teilnehmen müssen.

§ 6
Aufnahme in besonderen Fällen

(1) In die gymnasiale Oberstufe können Schülerinnen und Schüler
aufgenommen werden, wenn sie ein Zeugnis eines Gymnasiums in
öffentlicher oder privater Trägerschaft (Ersatzschule) über die Ver-
setzung in die gymnasiale Oberstufe oder die Berechtigung einer
entsprechenden Gesamtschule zum Übergang in die gymnasiale
Oberstufe besitzen.

(2) Die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe ist auch möglich
für
1. Bewerberinnen und Bewerber, die die in § 5 genannten Voraus-

setzungen erfüllen und nach einer Unterbrechung des Schul-
besuchs aufgenommen werden wollen, und

2. Bewerberinnen und Bewerber, die nach dem Besuch eines Lehr-
gangs gemäß § 40 Abs. 1 des Schulgesetzes oder im Wege einer
Prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler gemäß § 60
Abs. 3 des Schulgesetzes den mittleren Schulabschluss erwor-
ben haben und für den Bildungsgang der gymnasialen Oberstufe
geeignet erscheinen.

Eine Eignung für den gymnasialen Bildungsgang liegt in den Fällen
des Satzes 1 Nr. 2 vor, wenn in der Prüfung über den mittleren Schul-
abschluss in den Prüfungsfächern Deutsch, Fremdsprache und Ma-
thematik mindestens befriedigende Leistungen und in den übrigen
Prüfungsfächern Leistungen mit einem Durchschnitt von 3,0 oder
besser erreicht werden, wobei keines der übrigen Fächer schlechter
als ausreichend bewertet sein darf. Wer die Bedingungen nach Satz 2
erfüllt, wird in die Einführungsphase aufgenommen.

(3) Wer einen mit den in Absatz 1 und 2 genannten Bildungsgän-
gen vergleichbaren Bildungsgang besucht hat, der nicht den im Land
Berlin geltenden schulrechtlichen Bestimmungen unterliegt, muss
einen gleichwertigen Bildungsstand besitzen.

(4) Die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe gemäß Absatz 1
bis 3 setzt weiter voraus, dass
1. die Schülerinnen und Schüler an der aufnehmenden Schule ihren

Bildungsgang fortsetzen und gegebenenfalls unter Anrechnung
der bereits in der gymnasialen Oberstufe verbrachten Zeit und
der dabei erbrachten Leistungen im Rahmen der Höchstverweil-
dauer gemäß § 2 Abs. 5 erfolgreich abschließen können,

2. die Schülerinnen und Schüler beim Eintritt in die gymnasiale
Oberstufe das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wobei
bei Vorliegen einer besonderen Härte von der Schulaufsichts-
behörde eine Überschreitung der Altersgrenze zugelassen wer-
den kann,

3. Bewerberinnen und Bewerber nichtdeutscher Herkunftssprache
sich berechtigt im Land Berlin aufhalten und die deutsche Spra-
che in Wort und Schrift so beherrschen, dass sie dem Unterricht
folgen können.

(5) Die Schulaufsichtsbehörde trifft auf Antrag im Einzelfall
die notwendigen weiteren Anordnungen, um Schülerinnen und
Schülern, die in die gymnasiale Oberstufe nach Übergang von einer
Schule in privater Trägerschaft oder einer Schule außerhalb Berlins
aufgenommen werden, die Eingliederung in den Bildungsgang der
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gymnasialen Oberstufe zu ermöglichen; hierbei kann im erforderli-
chen Umfang von den Vorschriften dieser Verordnung abgewichen
werden.

(6) Die Bewerberin oder der Bewerber wird in der Regel in das
erste Halbjahr der Einführungsphase oder bei Vorliegen einer ent-
sprechenden Berechtigung in das erste Kurshalbjahr der Qualifika-
tionsphase aufgenommen. Die Aufnahme in einen späteren Ab-
schnitt des Bildungsganges bis zum Beginn des dritten Kurshalbjah-
res ist möglich, wenn nach Erfüllung der in § 4 oder § 5 genannten
Voraussetzungen ein zur allgemeinen Hochschulreife führender Bil-
dungsgang besucht wurde und Teile davon auf den Besuch der gym-
nasialen Oberstufe der Berliner Schule angerechnet werden können.
Auf die in der Qualifikationsphase gemäß §§ 23 bis 26 zu erfüllen-
den Verpflichtungen können Leistungen entsprechender Unterrichts-
abschnitte der gymnasialen Oberstufe von Schulen in Berlin oder in
anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland oder von deut-
schen Schulen im Ausland angerechnet werden, wenn seit dem Ende
des früheren Schulbesuches nicht mehr als zwei Jahre verstrichen
sind.

(7) War in den Fällen des Absatzes 1der zur Hochschulreife füh-
rende Bildungsgang für eine nicht unwesentliche Zeit unterbrochen
oder wird die Bewerberin oder der Bewerber nach den Absätzen 2
oder 3 aufgenommen, erfolgt die Aufnahme zunächst für eine
Beobachtungszeit von einem Schulhalbjahr. An ihrem Ende ent-
scheidet die Klassenkonferenz oder der Oberstufenausschuss über
das Bestehen der Beobachtungszeit. Sie ist bestanden, wenn Eig-
nung, Leistung und Arbeitsverhalten eine erfolgreiche Mitarbeit in
der gymnasialen Oberstufe erwarten lassen.

(8) Aufnahmeanträge sind an die gewünschte Schule zu richten,
die die Anträge mit einer Stellungnahme zur Entscheidung über die
Anrechnung von Zeiten und Leistungen, über die Aufnahme und das
Bestehen der Beobachtungszeit an die Schulaufsichtsbehörde wei-
terleitet. Schülerinnen und Schüler, die ihren außerhalb des Landes
Berlin begonnenen gymnasialen Bildungsgang ohne Unterbrechung
fortsetzen wollen, werden unverzüglich aufgenommen. Andere Be-
werberinnen und Bewerber werden zum Beginn des nächsten Schul-
oder Kurshalbjahres, in dem sie ihren Bildungsgang fortsetzen kön-
nen, aufgenommen; eine vorherige Teilnahme am Unterricht kann
von der Schulaufsichtsbehörde zugelassen werden.

(9) In die gymnasiale Oberstufe können Bewerberinnen und Be-
werber nicht aufgenommen werden, die schon einmal eine Prüfung,
mit der die Zuerkennung der allgemeinen Hochschulreife verbunden
ist, endgültig nicht bestanden haben. Entsprechendes gilt für Bewer-
berinnen und Bewerber, die schon einmal einen zur allgemeinen
Hochschulreife führenden Bildungsgang einer deutschen Schule in
einer der gymnasialen Oberstufe entsprechenden Jahrgangsstufe we-
gen unzureichender Leistungen verlassen mussten oder mit einem
Leistungsstand verlassen haben, mit dem sie am Ende des Schuljah-
res den Bildungsgang hätten verlassen müssen.

§ 7
Schulwechsel

In der gymnasialen Oberstufe ist ein Schulwechsel nur jeweils
zum Beginn eines Schulhalbjahres möglich, wenn die Schülerin oder
der Schüler den Bildungsgang weiter besuchen darf und an der auf-
nehmenden Schule unter Beachtung der an der Schule vorhandenen
Sprachenfolge und der gewählten Kursfolge der Pflichtfächer fort-
setzen kann. Über einen Schulwechsel entscheidet die Schulleiterin
oder der Schulleiter der aufnehmenden Schule.

§ 8
Auslandsaufenthalt

(1) Bei einem höchstens einjährigen Auslandsaufenthalt während
der Einführungsphase ist nach Rückkehr auf Antrag die Eingliede-
rung in den bisherigen Schülerjahrgang möglich. Die Entscheidung
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter auf der Grundlage eines
vor Antritt der Beurlaubung ausgesprochenen Votums der Klassen-
konferenz und unter Würdigung der im Ausland erbrachten Leistun-
gen. Bei Schulwechsel entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter der aufnehmenden Schule über die Eingliederung aufgrund
einer Stellungnahme der bisher besuchten deutschen Schule. Die

Voraussetzungen für die Wahl eines Faches zum Prüfungsfach sind
erfüllt, wenn am Unterricht dieses Faches durchgehend in der Jahr-
gangsstufe 10 und während des gesamten Auslandsaufenthaltes teil-
genommen wurde; über Ausnahmen entscheidet die aufnehmende
Schule. Sofern eine Eingliederung in den folgenden Schülerjahrgang
oder nach Eingliederung in den bisherigen Schülerjahrgang ein frei-
williger Rücktritt innerhalb der ersten acht Unterrichtswochen er-
folgt, gilt dies nicht als Rücktritt im Sinne des § 27.

(2) In der Qualifikationsphase an einer deutschen Auslandsschule
erbrachte Leistungen, die zu einer allgemeinen Hochschulreife nach
deutschem Recht führt, können in die Gesamtqualifikation einge-
bracht werden. Anderenfalls ist nach Rückkehr von einem Auslands-
aufenthalt die Anrechnung des ersten Kurshalbjahres durch die
Schulleiterin oder den Schulleiter der aufnehmenden Schule mög-
lich, wenn nach Durchführung von Aufnahmeprüfungen in den Prü-
fungsfächern und Übernahme der im Ausland erbrachten Leistungen
eine erfolgreiche Fortführung des Bildungsganges erwartet werden
kann. Darüber hinaus können an ausländischen Schulen erbrachte
Leistungen nicht in die Gesamtqualifikation eingebracht werden.

Teil III

Durchführung der gymnasialen Oberstufe

Kapitel 1

Unterricht, Lernerfolgskontrollen und Zeugnisse

§ 9
Unterrichtsangebot, Einrichtung von Fächern und Kursen

(1) Der Unterricht wird in Unterrichtsfächern entsprechend den
Rahmenlehrplänen erteilt.

(2) Das Unterrichtsangebot der Schule richtet sich neben den Vor-
gaben dieser Verordnung nach den pädagogischen Schwerpunkten
und organisatorischen Vorgaben der Schule, nach den personellen
Möglichkeiten sowie gegebenenfalls nach weiteren Vorgaben der
Schulaufsichtsbehörde. Kurse dürfen nur in Fächern eingerichtet
werden, deren Fortsetzung an der Schule über einen längeren Zeit-
raum gesichert erscheint.

(3) Neue, nicht in dieser Verordnung genannte Fächer dürfen nur
mit Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde eingerichtet werden.
Zur Erprobung dieser Fächer im Rahmen von Schulversuchen be-
stimmt die Schulaufsichtsbehörde das Nähere, insbesondere die Zu-
ordnung zu einem Aufgabenfeld, die Wahl des Prüfungsfaches und
die Einbringung in die Gesamtqualifikation.

§ 10
Fremdsprachenunterricht

(1) Kurse in den Fremdsprachen sind so zu wählen, dass die
Schülerinnen und Schüler am Ende ihrer Schullaufbahn mindestens
folgende Bedingungen erfüllen:
1. Am Unterricht in der ersten Fremdsprache wurde durchgängig

bis zum Eintritt in die gymnasiale Oberstufe teilgenommen.
2. Am Unterricht der zweiten Fremdsprache wurde

a) bei Beginn spätestens in der Jahrgangsstufe 7 bis zum Ende
der Jahrgangsstufe 10,

b) bei Beginn spätestens in der Jahrgangsstufe 9 bis zum Ende
der Jahrgangsstufe 12,

c) bei späterem Beginn bis zum Ende der gymnasialen Ober-
stufe teilgenommen.

3. In den beiden Halbjahren der Einführungsphase wurde am Un-
terricht in zwei Fremdsprachen durchgängig teilgenommen.

4. Wurden weitere Kurse belegt, handelt es sich um
a) die Fortsetzung einer bereits besuchten Fremdsprache oder
b) den Neubeginn einer weiteren Fremdsprache mit spätestem

Beginn in der Einführungsphase.
(2) Neben den vier Kursen einer durchgängig belegten Fremdspra-

che, mit der die Verpflichtungen gemäß § 25 Abs. 1 erfüllt werden,
müssen keine weiteren Fremdsprachenkurse in die Gesamtqualifika-
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tion eingebracht werden, soweit sich aus den folgenden Absätzen
nichts Abweichendes ergibt.

(3) Wer in der Einführungsphase eine zweite Fremdsprache neu
beginnt,  muss  die  neu  begonnene  bis  zum  Ende  der  Jahrgangs-
stufe 13 und die fortgesetzte erste Fremdsprache bis zum Ende der
Jahrgangsstufe 12 belegen. Die Kurse des ersten und zweiten Kurs-
halbjahres in der neu begonnenen Fremdsprache müssen nicht in die
Gesamtqualifikation eingebracht werden; jedoch müssen zwei auf-
einander folgende Kurse der fortgesetzten Fremdsprache einge-
bracht werden.

(4) Wer eine in der Jahrgangsstufe 10 oder der Einführungsphase
begonnene dritte oder vierte Fremdsprache weiterführt, muss nach
Maßgabe der organisatorischen Möglichkeiten der Schule mindes-
tens eine der spätestens in Jahrgangsstufe 9 begonnenen anderen
Fremdsprachen fortsetzen. In diesen Fällen müssen sowohl der
Unterricht in der zuletzt begonnenen Fremdsprache in der gymna-
sialen Oberstufe durchgehend besucht als auch ein Pflichtgrundkurs
in dieser Fremdsprache in allen vier Kurshalbjahren belegt werden.
Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Als Unterbrechung des durchgängigen Fremdsprachenbesuchs
gelten nicht die Wiederholung oder das Überspringen einer Jahr-
gangsstufe, das Zurücktreten in den folgenden Schülerjahrgang,
Zeiten einer Beurlaubung und eine zeitweise Unterbrechung der
Schullaufbahn.

(6) Der Unterricht in der zweiten Fremdsprache muss mindestens
bis zum Ende der Jahrgangsstufe 11 fortgesetzt werden, wenn
1. die Jahrgangsstufe 10 übersprungen wurde oder
2. aus sonstigen Gründen in dieser Jahrgangsstufe nicht am Unter-

richt einer spätestens in Jahrgangsstufe 7 begonnenen zweiten
Fremdsprache teilgenommen wurde.

(7) Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache,
die von der Teilnahme am Unterricht in der zweiten Fremdsprache
gemäß § 15 Abs. 6 der Sekundarstufe I-Verordnung befreit wurden,
sind nur zur durchgehenden Belegung ihrer ersten Fremdsprache
verpflichtet.

(8) Wer außerhalb des Unterrichts Kenntnisse in seiner zweiten
oder weiteren Fremdsprache erworben hat, kann auf Antrag an
Kursen für Schülerinnen und Schüler, die diese Fremdsprache früher
begonnen haben, teilnehmen; für sie oder ihn gelten dann die höhe-
ren Leistungsanforderungen in dieser Fremdsprache. Ein Wechsel
der Fremdsprachenfolge ist damit nicht verbunden. Die Entschei-
dung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhörung der
zuständigen Fachbereichsleiterin oder des Fachbereichsleiters; in
den Fällen des § 6 trifft die Entscheidung die Schulaufsichtsbehörde.

(9) In jeder Fremdsprache ist der Unterricht für solche Schülerin-
nen und Schüler, die diese Sprache in verschiedenen Jahrgangs-
stufen begonnen haben, in der Regel jeweils organisatorisch und
fachdidaktisch getrennt durchzuführen. Um tragfähige Frequenzen
zu erreichen, kann entsprechend den Sprachenfolgen der Schule der
Unterricht einer in verschiedenen Jahrgangsstufen begonnenen
Fremdsprache zusammengefasst werden. Der Unterricht für Schüle-
rinnen und Schüler, die eine Fremdsprache nach Abschluss der
Jahrgangsstufe 9 begonnen haben, darf nur getrennt durchgeführt
werden.

§ 11
Bilingualer Unterricht

(1) Bilingualer Unterricht in der Sekundarstufe I gemäß § 11
Abs. 2 der Sekundarstufe I-Verordnung kann in der gymnasialen
Oberstufe fortgeführt werden. Der bilinguale Unterricht umfasst
neben dem Unterricht in der betreffenden Fremdsprache (Zielfremd-
sprache) Unterricht in mindestens einem weiteren Sachfach, in dem
diese Fremdsprache Unterrichtssprache ist (fremdsprachliches Sach-
fach).

(2) Am bilingualen Unterricht können Schülerinnen und Schüler
teilnehmen,
1. die in der entsprechenden Zielfremdsprache bereits in der

Sekundarstufe I an bilingualen Angeboten gemäß Absatz 1 teil-
genommen haben,

2. für die die Zielfremdsprache Muttersprache ist oder Amtsspra-
che war oder

3. die nach einem Schulbesuch im Ausland von in der Regel einem
Jahr für den bilingualen Unterricht geeignet erscheinen.

(3) Die Zielfremdsprache und die fremdsprachlichen Sachfächer
können als Prüfungsfächer gewählt werden. In den Sachfächern, die
durchgehend fremdsprachlich in der gymnasialen Oberstufe unter-
richtet wurden, werden die Prüfungen in der Zielfremdsprache
durchgeführt. Bei der Bewertung des fremdsprachlich geprüften
Sachfaches werden nur die Leistungen bewertet, die dem Fach zuzu-
ordnen sind; Entsprechendes gilt für die im Verlauf der gymnasialen
Oberstufe im fremdsprachlichen Sachfach erbrachten Leistungs-
nachweise.

(4) Bei der Belegung von mehr als einem fremdsprachlichen
Sachfach kann eines dieser Fächer zur Erfüllung der Verpflichtungen
in einer fortgeführten Fremdsprache gemäß § 10 Abs. 1 herangezo-
gen werden, sofern dieses Sachfach in den Jahrgangsstufen 9 und 10
bereits fremdsprachlich unterrichtet oder in der Qualifikationsphase
durchgehend belegt wurde.

§ 12

Latinum, Graecum

(1) Die für das Latinum notwendigen Kenntnisse werden nach-
gewiesen bei Lateinunterricht seit
1. der Jahrgangsstufe 5 mit mindestens der Note ausreichend bei

der Versetzung in die gymnasiale Oberstufe,
2. der Jahrgangsstufe 7 mit mindestens der Note ausreichend (fünf

Punkte) am Ende des zweiten Kurshalbjahres,
3. der Jahrgangsstufe 8 oder 9 mit mindestens der Note ausreichend

(fünf Punkte) am Ende des dritten Kurshalbjahres oder bei
der zweijährigen gymnasialen Oberstufe am Ende des vierten
Kurshalbjahres; dabei darf die Belegung von insgesamt 14 Jah-
reswochenstunden nicht unterschritten werden.

(2) Bei Beginn des Lateinunterrichts in der Jahrgangsstufe 10
oder 11 werden die für das Latinum notwendigen Kenntnisse durch
mindestens die Note ausreichend (fünf Punkte) sowohl im vierten
Kurshalbjahr als auch in der Abiturprüfung nachgewiesen; dabei
darf die Belegung von insgesamt 12 Jahreswochenstunden nicht
unterschritten werden.

(3) Die für das Graecum notwendigen Kenntnisse werden nach-
gewiesen mit mindestens der Note ausreichend (fünf Punkte)
1. im Fall des Leistungskursfaches am Ende des zweiten Kurshalb-

jahres,
2. im Übrigen am Ende des vierten Kurshalbjahres.

(4) Der Nachweis kann bei Fortsetzung des Unterrichts über den
genannten Zeitpunkt hinaus bei entsprechendem Leistungsstand
auch noch zu einem späteren Zeitpunkt erbracht werden. Der einmal
erbrachte Nachweis des Latinums oder Graecums wird durch ein
Zurücktreten in den folgenden Schülerjahrgang nicht berührt.

(5) Die für das Latinum oder Graecum notwendigen Kenntnisse
können, wenn die jeweilige Sprache schriftliches Prüfungsfach ist,
auch durch mindestens ausreichende Leistungen (fünf Punkte) in der
Abiturprüfung nachgewiesen werden.

§ 13

Sport

(1) Im Fach Sport können Kurse in Sportpraxis mit unterschied-
lichen Kursthemen in den von der Schulaufsichtsbehörde festgeleg-
ten Leistungsstufen I und II sowie Kurse in Sporttheorie eingerichtet
werden. Kurse in Sportpraxis können ein zweites Mal belegt werden,
wenn sie entweder abweichende Inhalte oder höhere Leistungsanfor-
derungen haben.

(2) Eine Kursfolge gibt es im Fach Sport nicht, jedoch dürfen mit
dem gleichen Kursthema Kurse der Leistungsstufe I nicht nach Kur-
sen der Leistungsstufe II belegt werden.
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(3) Die Verpflichtungen gemäß § 25 können nicht mit Kursen in
Sporttheorie und im Blockunterricht erteilten Kursen erfüllt werden.

(4) Ist Sport Prüfungsfach, sind zwei Pflichtkurse in Sporttheorie
und in jedem Kurshalbjahr ein Pflichtkurs Sportpraxis zu belegen. In
den ersten Block der Gesamtqualifikation (§ 26 Abs. 1 Nr.1) einge-
bracht werden müssen
1. bei Sport als Prüfungsfach ein Kurs Sporttheorie sowie drei Kur-

se Sportpraxis aus dem ersten bis vierten Kurshalbjahr,
2. bei Sport als fünfter Prüfungskomponente der zuletzt belegte

Kurs in Sporttheorie oder,
3. wenn Sport sowohl Prüfungsfach als auch fünfte Prüfungskom-

ponente (besondere Lernleistung) ist, der zuletzt belegte Kurs in
Sporttheorie und drei Kurse Sportpraxis aus dem ersten bis vier-
ten Kurshalbjahr.

Zusätzlich eingebracht werden können bei Sport als fünfter Prü-
fungskomponente bis zu drei Sportkurse (Sportpraxis und/oder
Sporttheorie) und, wenn Sport sowohl Prüfungsfach als auch fünfte
Prüfungskomponente ist, der zweite Kurs in Sporttheorie.

(5) Im Prüfungsfach Sport wird eine besondere Fachprüfung mit
einem praktischen und einem theoretischen Abschnitt durchgeführt,
die insgesamt als mündliche Prüfung gilt. Die Leistungen im prak-
tischen Teil und im theoretischen Teil werden im Verhältnis 2:1 zu
einem Gesamtergebnis zusammengefasst.

(6) Kann eine Schülerin oder ein Schüler mit Sport als Prüfungs-
fach aus gesundheitlichen Gründen im vierten Kurshalbjahr nicht an
Sportpraxis teilnehmen und damit die erforderlichen Leistungen
nicht erbringen, so kann auf Antrag entweder der Kurs ohne Bewer-
tung bleiben oder im folgenden Schulhalbjahr nachgeholt oder eine
Änderung gemäß Absatz 7 Nr. 4 gestattet werden; über einen
entsprechenden Antrag entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter. Soll der Kurs nachgeholt werden, findet die Sportprüfung im
nächsten Schulhalbjahr zu den entsprechenden Terminen statt; zur
Prüfungsvorbereitung ist die Teilnahme am Unterricht des folgenden
Jahrgangs auch in den übrigen Prüfungsfächern ohne Leistungs-
bewertung zu gestatten.

(7) Ist die Prüfungsfähigkeit nach Eintritt in die Prüfung nicht nur
kurzfristig beeinträchtigt, kann die Schulaufsichtsbehörde auf
Antrag
1. auf einzelne Teile des praktischen Abschnitts verzichten oder
2. den Ersatz vorgesehener praktischer Prüfungsteile durch andere

zulassen oder
3. die Bewertung einzelner Prüfungsteile mit null Punkten zulassen

oder
4. eine Änderung des vierten Prüfungsfaches oder der fünften Prü-

fungskomponente auch zu einem späteren als dem nach § 23
Abs. 9 Nr. 3 oder 4 zulässigen Termin gestatten.

§ 14
Lernerfolgskontrollen

(1) Zur Feststellung der Lern-, Leistungs- und Kompetenz-
entwicklung und Vorbereitung auf die Anforderungen der Abitur-
prüfung werden in den einzelnen Unterrichtsfächern und Kursen
Klassenarbeiten (Klausuren) geschrieben; zusätzlich können in allen
Fächern Kurzkontrollen durchgeführt werden.

(2) In jedem Schulhalbjahr der Einführungsphase werden je Fach
und Kurs mit Ausnahme des Faches Sport ein bis zwei Klausuren
geschrieben. Die Dauer beträgt jeweils mindestens zwei Unterrichts-
stunden.

(3) In der Qualifikationsphase werden
1. im ersten bis dritten Kurshalbjahr im Grundkurs je Halbjahr eine

Klausur und im Leistungskurs je Halbjahr zwei Klausuren und
2. im vierten Kurshalbjahr in allen Kursen jeweils eine Klausur

geschrieben.
Die Dauer beträgt im Grundkurs jeweils mindestens zwei und im
Leistungskurs jeweils mindestens drei Unterrichtsstunden. Bei einer
der Klausuren des dritten oder vierten Kurshalbjahres sind die in der
schriftlichen Abiturprüfung für das jeweilige Fach festgesetzten

Zeit- und Leistungsstandards anzusetzen. Im Grundkurs Sportpraxis
tritt an die Stelle der Klausur eine besondere Leistungsüberprüfung.

(4) Die Termine sowie Hinweise auf die inhaltlichen Schwerpunk-
te der Klausuren sind spätestens eine Woche vorher bekannt zu
geben. An einem Tag darf nur eine Klausur geschrieben werden. Im
Übrigen beschließt die Gesamtkonferenz Grundsätze über Art, Um-
fang, Verteilung und Dauer der Klausuren und legt auf Vorschlag der
Fachkonferenzen Grundsätze für die Benutzung von Hilfsmitteln
fest; über die Einzelheiten der Umsetzung entscheidet die Klassen-
konferenz oder die Oberstufenkonferenz. Für versäumte Klausuren
soll ein Nachschreibtermin angesetzt werden; wenn zwei Klausuren
je Halbjahr geschrieben werden, kann im Ausnahmefall eine der
versäumten Klausuren durch eine Leistungsfeststellung in anderer
Form ersetzt werden.

(5) Klausuren sind unverzüglich zu korrigieren. In allen Fächern
sind Mängel der sprachlichen Richtigkeit und der äußeren Form zu
kennzeichnen und bei der Bewertung angemessen zu berücksich-
tigen; spätestens ab dem dritten Kurshalbjahr werden die in der
Abiturprüfung geltenden Korrektur- und Bewertungsmaßstäbe
angelegt. Neben der Erteilung von förderlichen Hinweisen für die
weitere Lernentwicklung (§58 Abs. 1 des Schulgesetzes) sind die
Klausuren mit den Schülerinnen und Schülern unter Bekanntgabe
des Ergebnisses zu besprechen.

(6) Klausuren sind den Schülerinnen und Schülern und, sofern
noch keine Volljährigkeit besteht, auch deren Erziehungsberechtig-
ten zur kurzfristigen Einsichtnahme zu überlassen. Ist das Ergebnis
bei mehr als einem Drittel der Schülerinnen und Schüler mangelhaft
oder schlechter, wird die Klausur gewertet, es sei denn die Schul-
leiterin oder der Schulleiter entscheidet, dass eine neue Arbeit zu
schreiben ist.

(7) Kurzkontrollen können in schriftlicher, mündlicher oder prak-
tischer Form in allen Fächern durchgeführt werden; die Ergebnisse
gehen in den allgemeinen Teil der Bewertung ein, der alle Leistun-
gen mit Ausnahme der Klausurergebnisse umfasst. Näheres, ins-
besondere zur Anzahl und zum Umfang je Fach, beschließt die Fach-
konferenz im Rahmen der von der Gesamtkonferenz festgelegten
Grundsätze.

(8) Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf setzt die Klassenkonferenz oder in der Qualifikations-
phase die Jahrgangskonferenz oder der Oberstufenausschuss indivi-
duell notwendige unterstützende Maßnahmen für die Durchführung
von Lernerfolgskontrollen fest; Schülerinnen und Schülern mit fest-
gestellten gravierenden Lese- und Rechtschreibstörungen kann bei
Bedarf eine Zeitverlängerung gewährt werden.

§ 15

Leistungsbewertung

(1) Die Leistungen in der gymnasialen Oberstufe werden mit
Noten und Punkten bewertet. In den Notenstufen 1 bis 5 werden die
Noten bei Leistungen, die im oberen oder unteren Drittel der jewei-
ligen Notenstufe liegen, durch Angabe der Notentendenzen plus (+)
oder minus (–) ergänzt. Die Noten werden nach folgendem Schlüssel
je nach Notentendenz in Punkte umgerechnet:
Note 1 entspricht 15 / 14 / 13 Punkten,
Note 2 entspricht 12 / 11 / 10 Punkten,
Note 3 entspricht 9 / 8 / 7 Punkten,
Note 4 entspricht 6 / 5 / 4 Punkten,
Note 5 entspricht 3 / 2 / 1 Punkten,
Note 6 entspricht 0 Punkten.
Für die in den einzelnen Fächern erbrachten Leistungen legt die
Gesamtkonferenz auf Vorschlag der jeweiligen Fachkonferenz die
Zuordnung von Noten und Punkten zum erreichten Prozentsatz der
Gesamtleistung fest.

(2) Für die in der Prüfung erzielten Leistungen gelten die Bewer-
tungsmaßstäbe gemäß Absatz 1 entsprechend. Die fachbezogenen
Prüfungsanforderungen werden durch Verwaltungsvorschriften fest-
gelegt.
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(3) Werden Leistungen aus von den Schülerinnen und Schülern
selbst zu vertretenden Gründen nicht erbracht, sind sie mit der Note
6 zu bewerten. Selbst zu vertretende Gründe sind insbesondere
Leistungsverweigerung, Täuschungsversuch oder Unleserlichkeit
der Arbeit. Als Leistungsverweigerung gilt auch das unentschuldigte
Fehlen, wenn zuvor zur Leistungserbringung aufgefordert wurde
oder durch den Umfang des unentschuldigten Fehlens keine konti-
nuierliche Leistungsbeurteilung möglich ist.

(4) Eine Zeugnisnote wird gebildet, wenn die Schülerin oder der
Schüler mindestens sechs Wochen je Schul- oder Kurshalbjahr kon-
tinuierlich an dem für sie oder ihn verpflichtenden Unterricht teil-
genommen hat; Ferienzeiten bleiben unberührt. Zur Bildung der
Zeugnisnote werden die Punktbewertungen der Klausuren sowie
diejenigen des allgemeinen Teils (§ 14 Abs. 7) zugrunde gelegt. Die
Ergebnisse der Klausuren werden bei der Festlegung der Zeugnis-
note in der Regel bei einer Klausur je Halbjahr zu einem Drittel und
bei zwei Klausuren je Halbjahr zur Hälfte berücksichtigt. Weitere
Grundsätze der Leistungsbeurteilung beschließt die Gesamtkonfe-
renz auf Vorschlag der Fachkonferenzen.

(5) Die Zeugnisnote wird von der Lehrkraft festgesetzt, die die
Schülerin oder den Schüler im Beurteilungszeitraum zuletzt unter-
richtet hat. Wird der Unterricht in einem Fach von mehr als einer
Lehrkraft erteilt, soll die Note gemeinsam festgelegt werden; im
Konfliktfall entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(6) Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler früher als vier Wochen
vor Ende des Unterrichts in einem Schul- oder Kurshalbjahr die
gymnasiale Oberstufe, so werden die Leistungen dieses Halbjahres
nur mit Noten, nicht mit Punkten bewertet; bei geringfügigen Über-
schreitungen der Vier-Wochen-Frist entscheidet der Oberstufenaus-
schuss. Werden in einem Leistungskurs des ersten bis dritten
Kurshalbjahres alle Klausuren versäumt oder mit null Punkten be-
wertet, so wird der Kurs nicht mit Punkten, sondern nur mit Noten
bewertet.

(7) In der Qualifikationsphase gelten
1. mit null Punkten abgeschlossene Kurse,
2. gemäß Absatz 6 nicht mit Punkten bewertete Kurse,
3. Kurse, an denen weniger als sechs Unterrichtswochen lang teil-

genommen wurde und
4. Kurse, die ohne Beurteilung geblieben sind,
im Hinblick auf die Belegverpflichtungen und die Gesamtqualifika-
tion als nicht belegt.

§ 16

Zeugnisse

(1) Zeugnisse werden am Ende jedes Schul- oder Kurshalbjahres
erteilt. Für Zeugnisse und zusätzliche Bescheinigungen gemäß
Absatz 3 sind die von der Schulaufsichtsbehörde festgelegten Mus-
ter zu verwenden.

(2) Wer den gymnasialen Bildungsgang erfolgreich abgeschlossen
hat, erhält das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife (Abiturzeug-
nis). Die Schule setzt einen Termin für die Aushändigung des Zeug-
nisses fest; mit diesem Tag sind die Schülerinnen und Schüler aus
der Schule entlassen.

(3) Wer die Schule vor Abschluss des Bildungsganges verlässt,
auf eine andere Berliner Schule oder auf eine Schule außerhalb
Berlins wechselt oder die Abiturprüfung endgültig nicht bestanden
hat, erhält ein Abgangszeugnis. Wurden zu diesem Zeitpunkt bereits
Kenntnisse im Umfang des Latinums oder Graecums gemäß § 12 er-
worben oder die Voraussetzungen zum Erwerb des schulischen Teils
der Fachhochschulreife gemäß § 46 erfüllt, wird ein entsprechender
Vermerk auf dem Zeugnis angebracht. Zusätzlich wird jeweils eine
Bescheinigung über den Erwerb des Latinums oder Graecums oder
des schulischen Teils der Fachhochschulreife ausgestellt.

(4) Findet ein Schulwechsel innerhalb Berlins im Laufe eines
Schul- oder Kurshalbjahres statt und sind seit der letzten Zeugnis-
erstellung mindestens sechs Unterrichtswochen vergangen, werden
die Noten und Punkte in den Schülerbogen aufgenommen.

Kapitel 2
Einführungsphase

§ 17
Unterricht

(1) Der Umfang des Unterrichts in der Einführungsphase ergibt
sich aus den Stundentafeln der Anlage 1a und 1 b.

(2) Die Wahl der Kurse des Wahlpflichtunterrichts gilt für das
gesamte Schuljahr, jedoch kann die Schule zum Beginn des zweiten
Schulhalbjahres bei Vorliegen besonderer Umstände eine andere
Wahl zulassen; zu diesem Zeitpunkt kann ein für die weitere
Schullaufbahn nicht mehr benötigter Kurs abgewählt werden. Die
Kurse müssen so gewählt werden, dass in der Qualifikationsphase
die erforderlichen und gewünschten Fächer fortgesetzt werden
können.

§ 18
Versetzung, Wiederholung

(1) Über die Versetzung in die Qualifikationsphase entscheidet die
Klassenkonferenz auf Grund aller Zeugnisnoten des zweiten Schul-
halbjahres unter Würdigung der Lern-, Leistungs- und Kompetenz-
entwicklung. Wird Unterricht epochal nur im ersten Halbjahr erteilt,
so ist auch die Zeugnisnote für dieses Fach bei der Versetzungs-
entscheidung zu berücksichtigen. Bei mehrmaliger Nichtversetzung
wird gleichzeitig über das Verlassen des gymnasialen Bildungsgan-
ges gemäß § 59 Abs. 3 des Schulgesetzes entschieden. Schülerinnen
und Schüler und deren Erziehungsberechtigte sind über eine drohen-
de Nichtversetzung rechtzeitig zu informieren.

(2) Schülerinnen und Schüler werden in die Qualifikationsphase
versetzt, wenn ihre Leistungen in höchstens einem Fach oder Kurs
mit weniger als vier Punkten bewertet wurden oder Leistungen in
höchstens zwei Fächern oder Kursen mit weniger als vier Punkten,
darunter nur ein mit null Punkten bewertetes Fach oder Kurs, nach
Maßgabe von Absatz 3 ausgeglichen werden können.

(3) Als Ausgleich gelten mit mindestens sieben Punkten bewertete
Leistungen in mindestens zwei verschiedenen Fächern oder Kursen.
Dabei dürfen
1. nur entweder die Bewertung des Profilkurses oder die Note des

gleichen Faches im Fundamentalbereich und
2. nur eines der Fächer Musik, Bildende Kunst, Darstellendes Spiel

und Sport
zum Ausgleich herangezogen werden.

(4) Wegen schwerwiegender, von den betroffenen Schülerinnen
und Schülern nicht zu vertretender Gründe kann die Klassenkonfe-
renz auf Antrag ausnahmsweise zulassen, dass
1. Schülerinnen und Schüler bei Nichterfüllung der Voraussetzun-

gen des Absatzes 2 gleichwohl in die Qualifikationsphase über-
gehen, wenn dort eine erfolgreiche Mitarbeit erwartet werden
kann, oder

2. Schülerinnen und Schüler, die die Jahrgangsstufe 10 oder die
Einführungsphase noch nicht wiederholt haben und die Voraus-
setzungen des Absatzes 2 erfüllen, die Einführungsphase frei-
willig wiederholen.

(5) Schwerwiegende Gründe im Sinne von Absatz 4 liegen ins-
besondere vor
1. bei längerer Krankheit,
2. bei von den Schülerinnen und Schülern nicht zu vertretendem

Schulwechsel oder
3. bei Schülerinnen und Schülern nichtdeutscher Herkunftssprache

während der ersten zwei Jahre des Besuchs einer deutschen
Schule.

Im Fall des Absatzes 4 Nr. 2 wird keine erneute Entscheidung über
die Versetzung in die Qualifikationsphase getroffen.

(6) Schülerinnen und Schüler gemäß § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 können die Einführungsphase zur Stabilisierung ihres
Leistungsstandes auf Antrag freiwillig wiederholen, auch wenn sie
die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen; Absatz 5 Satz 2 gilt
entsprechend. Die Wiederholung wird auf die Höchstverweildauer
gemäß § 2 Abs. 5 angerechnet.
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Kapitel 3

Qualifikationsphase

§ 19
Fächer und Aufgabenfelder

(1) Die Fächer sind mit Ausnahme des Faches Sport folgenden
Aufgabenfeldern zugeordnet:
1. Aufgabenfeld I (sprachlich-literarisch-künstlerisches Aufgaben-

feld):
Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Spanisch, Polnisch,
Russisch, Türkisch, Japanisch, Chinesisch, Latein, Griechisch,
Musik, Bildende Kunst, Darstellendes Spiel;

2. Aufgabenfeld II (gesellschaftswissenschaftliches Aufgaben-
feld):
Politikwissenschaft, Geschichte, Geografie, Sozialwissenschaf-
ten, Psychologie, Philosophie, Wirtschaftswissenschaft;

3. Aufgabenfeld III (mathematisch-naturwissenschaftlich-techni-
sches Aufgabenfeld):
Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, Informatik.

(2) An beruflichen Gymnasien treten noch folgende Fächer hinzu:
1. in den Fachrichtungen Wirtschaft und Verwaltung:

Rechnungswesen, Recht (Aufgabenfeld II);
2. in der Fachrichtung Metalltechnik:

Technik (Schwerpunkt Metall- und Elektrotechnik, Aufgaben-
feld III);

3. in der Fachrichtung Elektrotechnik:
Technik (Schwerpunkte Elektrotechnik oder Technische Infor-
matik oder Medientechnik je nach Oberstufenzentrum, Aufga-
benfeld III);

4. in der Fachrichtung Bautechnik:
Technik (Schwerpunkt Bautechnik, Aufgabenfeld III);

5. in den Fachrichtungen Chemie, Physik, Biologie:
Chemietechnik, Physiktechnik, Biologietechnik (Aufgabenfeld III);

6. in der Fachrichtung Ernährung und Hauswirtschaft:
Recht (Aufgabenfeld II),
Ernährungslehre, Lebensmitteltechnologie (Aufgabenfeld III).

§ 20
Kurse und Kursfolgen

(1) Grundkurse dienen der zum Erwerb der allgemeinen Hoch-
schulreife erforderlichen Grundbildung; sie umfassen in Sport zwei
und im Übrigen jeweils drei Wochenstunden; bei einer in Jahrgangs-
stufe 10 oder der Einführungsphase begonnenen Fremdsprache um-
fasst der Grundkurs vier Wochenstunden. Leistungskurse sind Kurse
mit erhöhtem Anforderungsniveau, die erweiterte Kenntnisse und
vertieftes wissenschaftspropädeutisches Verständnis vermitteln und
in besonderem Maße der Sicherung der Studierfähigkeit dienen; sie
umfassen jeweils fünf Wochenstunden.

(2) Für die einzelnen Fächer sind die in den Rahmenlehrplänen
vorgesehenen Folgen von Kursen zu beachten. Eine Schülerin oder
ein Schüler darf in jedem Kurshalbjahr in jedem Fach nur einen Kurs
aus der zugelassenen Kursfolge besuchen.

(3) Außerhalb der Kursfolgen sind in den Rahmenlehrplänen be-
schriebene zusätzliche Grundkurse als Ergänzung zu Leistungs- oder
Grundkursen möglich; diese können keine Pflichtkurse ersetzen.

(4) In Seminarkursen (Grundkurse), die als Zusatzkurse im Sinne
von Absatz 3 gelten, soll die inhaltliche und methodische Gestaltung
fachübergreifendes und fächerverbindendes Lernen unter beson-
derer Berücksichtigung der individuellen Begabung und der
außerhalb der Schule erworbenen Kompetenzen sowie vertieftes
wissenschaftspropädeutisches Arbeiten ermöglichen. Seminarkurse
werden für die Dauer von zwei aufeinander folgenden Halbjahren
konzipiert und dürfen nur als Doppelkurs belegt werden.

§ 21
Schullaufbahn

(1) Für den Abschluss der gymnasialen Oberstufe werden die
Leistungen aus den vier Kurshalbjahren der Qualifikationsphase
berücksichtigt. Die Halbjahre der Qualifikationsphase werden vom
ersten bis zum vierten Kurshalbjahr in aufsteigender Reihenfolge
durchlaufen.

(2) Wer, insbesondere nach Unterbrechung des Schulbesuchs oder
Zurücktreten in den folgenden Schülerjahrgang, in ein Kurshalbjahr
eingegliedert werden muss, durchläuft die weiteren Kurshalbjahre
bis zum Ende der Qualifikationsphase in der Reihenfolge gemäß
Absatz 1. Werden hierbei eines oder mehrere dieser vier Kurshalb-
jahre mehrmals besucht, so darf nur das jeweils zuletzt besuchte
Kurshalbjahr für den Abschluss der gymnasialen Oberstufe berück-
sichtigt werden, es sei denn, beim abermaligen Durchlaufen bleibt
das Kurshalbjahr, insbesondere wegen Krankheit oder Beurlaubung,
unbewertet.

(3) Kurse in den nach Absatz 2 nicht mehr zu berücksichtigenden
Kurshalbjahren gelten als nicht besucht. Dies gilt auf Antrag dann
nicht, wenn sie nach den Feststellungen der Schulleiterin oder des
Schulleiters
1. Pflichtkurse sind,
2. von der Schule in den bis zum Ende der Qualifikationsphase

noch zu durchlaufenden Halbjahren nicht mehr angeboten oder
von der Schülerin oder dem Schüler aus stundenplantechnischen
Gründen nicht mehr besucht werden können und

3. nicht durch andere Kurse desselben oder eines anderen Faches in
den bis zum Ende der Qualifikationsphase noch zu durchlaufen-
den Halbjahren ersetzt werden können.

Bei jahrgangsstufenübergreifendem Unterricht oder umgestellter
Kursfolge gelten im Falle der Wiederholung Kurse desselben Faches
aus der Kursfolge gemäß § 20 Abs. 2 aus anderen, früher durchlau-
fenen Kurshalbjahren als nicht besucht.

(4) Wenn die Schullaufbahn aus schulorganisatorischen Gründen,
auf Grund falscher Beratung oder unberechtigter Genehmigung der
Kurswahl trotz hinreichender Leistungen nicht mehr zu Ende geführt
werden kann, insbesondere wenn kein weiterer Schülerjahrgang
folgt oder wenn Fächer an der Schule nicht mehr angeboten werden,
kann die Schulaufsichtsbehörde
1. zulassen, dass die Noten einzelner fehlender Kurse jeweils durch

die Gesamtnote einer besonderen in dem jeweiligen Fach durch-
geführten schriftlichen und mündlichen Prüfung, der die Unter-
richtsinhalte und Lernziele des zu ersetzenden Kurses zugrunde
liegen, ersetzt werden, oder

2. Ausnahmen von den Bestimmungen des Absatzes 2 sowie der
§§ 10 und 20, § 23 Abs. 5, § 25 und § 27 Abs. 4 zulassen.

Satz 1 gilt entsprechend, um in Ausnahmefällen Schülerinnen und
Schülern aus pädagogischen Gründen die Fortsetzung eines Faches
zu ermöglichen.

§ 22
Kurswahl

(1) Jede Schülerin und jeder Schüler stellt beim Übergang in die
Qualifikationsphase einen Übersichtsplan für die weitere Schullauf-
bahn auf, der von der Schule zu genehmigen ist. Die Schülerinnen
und Schüler können im Rahmen der gegebenen organisatorischen
und pädagogischen Möglichkeiten der Schule für jedes Kurshalbjahr
den Übersichtsplan ändern. Der Übersichtsplan muss geändert wer-
den, wenn er nicht mehr realisiert werden kann. § 3 Abs. 1 gilt ent-
sprechend.

(2) Aus den Bestimmungen über die Prüfungsfächer und die
Pflichtkurse ergeben sich die zulässigen Wahlkombinationen. Die
gewählte Kombination muss es ermöglichen, alle Pflichtkurse in die
Gesamtqualifikation einzubringen, und sie darf nicht zu mehr als
acht Leistungskursen und 24 Grundkursen führen, die in die Gesamt-
qualifikation einzubringen sind. Über die nach § 26 Abs. 1 in die
Gesamtqualifikation einzubringenden Kurse hinaus können im Rah-
men der organisatorischen, insbesondere personellen Möglichkeiten
der Schule weitere zusätzliche Grundkurse besucht werden.
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§ 23
Wahl der Prüfungsfächer

(1) Die Schülerinnen und Schüler wählen beim Übergang in die
Qualifikationsphase aus dem Angebot der Schule zwei Leistungs-
kursfächer als erstes und zweites Prüfungsfach sowie ihr drittes und
viertes Prüfungsfach und entscheiden bei der Wahl der fünften Prü-
fungskomponente zwischen einer mündlichen Prüfung in einem
weiteren Fach (Präsentationsprüfung) und einer besonderen Lern-
leistung (§ 24). Bei der fünften Prüfungskomponente muss der fach-
übergreifende Aspekt berücksichtigt werden.

(2) Unter den ersten drei Prüfungsfächern muss sich mindestens
ein Fach mit einer von der Schulaufsichtsbehörde zentral vorgegebe-
nen Aufgabenstellung befinden.

(3) Unter den vier Prüfungsfächern muss sich aus jedem der drei
Aufgabenfelder mindestens ein Fach befinden. Deutsch oder eine
spätestens in Jahrgangsstufe 9 begonnene Fremdsprache muss Prü-
fungsfach sein; ist Deutsch erstes Prüfungsfach, so muss daneben
Mathematik oder eine Fremdsprache Prüfungsfach sein.

(4) Erstes Prüfungsfach darf nur eine mindestens seit der Jahr-
gangsstufe 9 durchgehend erlernte Fremdsprache oder eines der
Fächer Deutsch, Mathematik, Physik, Chemie oder Biologie sein.
Polnisch, Türkisch, Japanisch oder Chinesisch dürfen nicht zum
ersten oder zweiten Prüfungsfach gewählt werden.

(5) Ein Fach kann nur zum ersten bis vierten Prüfungsfach
gewählt werden, wenn die Schülerin oder der Schüler in diesem Fach
in beiden Halbjahren der Einführungsphase oder bei unmittelbarem
Eintritt in die Qualifikationsphase mindestens in der Jahrgangs-
stufe 10 unterrichtet wurde. Dies gilt nicht für in der Einführungs-
phase besuchte Fächer mit epochalem Unterricht und für Fremdspra-
chen, wenn außerhalb der Schule Kenntnisse erworben wurden, die
nach Entscheidung der Schule eine erfolgreiche Mitarbeit erwarten
lassen. Das erste bis vierte Prüfungsfach muss durchgehend in der
Qualifikationsphase belegt werden.

(6) Unter den zum dritten und vierten Prüfungsfach gewählten
Fächern darf sich nur eines der Fächer Musik, Bildende Kunst,
Darstellendes Spiel oder Sport befinden.

(7) Sport, Darstellendes Spiel sowie eine in der Jahrgangsstufe 10
oder in der Einführungsphase begonnene Fremdsprache dürfen nur
zum vierten Prüfungsfach gewählt werden.

(8) Eine besondere Lernleistung als fünfte Prüfungskomponente
setzt voraus, dass sie mindestens einem schulischen Referenzfach,
das als Prüfungsfach zugelassen ist, zugeordnet werden kann. Für
die Präsentationsprüfung im Rahmen der fünften Prüfungskompo-
nente kann jedes als Prüfungsfach zugelassene und von der Schule
angebotene Fach als Referenzfach gewählt werden, sofern es nicht
bereits erstes bis viertes Prüfungsfach ist. Das Referenzfach der
fünften Prüfungskomponente muss durchgehend in der Qualifika-
tionsphase belegt werden. Für die Zulassung zur Präsentationsprü-
fung muss ein weiteres Fach mit Bezug zum Prüfungsgegenstand
zwei Kurshalbjahre belegt werden, sofern nicht anderweitig vertiefte
Kenntnisse in diesem Fachgebiet erworben wurden.

(9) Während des Besuchs der Qualifikationsphase sind Änderun-
gen zulässig bei der Wahl
1. der Leistungskursfächer im Rahmen der organisatorischen Mög-

lichkeiten der Schule bis zu einem von der Schule festgelegten
Termin am Beginn des ersten Kurshalbjahres; eine spätere
Änderung ist nur bis zum Ende des zweiten Kurshalbjahres bei
gleichzeitigem Rücktritt in den nachfolgenden Schülerjahrgang
möglich,

2. des dritten Prüfungsfaches spätestens am Beginn des dritten
Kurshalbjahres,

3. des vierten Prüfungsfaches spätestens am Beginn des vierten
Kurshalbjahres und

4. der Form, des Referenzfaches oder des Themas der fünften Prü-
fungskomponente spätestens am Ende des ersten Kurshalbjahres
bei der Wahl einer besonderen Lernleistung, spätestens am Ende
des zweiten Kurshalbjahres bei der Wahl einer kursbezogenen
Arbeit und spätestens am Ende des dritten Kurshalbjahres bei
der Wahl einer Präsentationsprüfung.

§ 24

Besondere Lernleistung

(1) Als besondere Lernleistung wird eine schriftliche Ausar-
beitung als fünfte Prüfungskomponente in die Abiturprüfung ein-
gebracht. Das Thema der schriftlichen Ausarbeitung ergibt sich aus

1. der Teilnahme an zwei Seminarkursen,

2. einem Beitrag im Rahmen der Teilnahme an einem Wettbewerb
oder

3. der vertiefenden oder erweiterten Beschäftigung mit einem be-
legten Unterrichtsfach.

Die besondere Lernleistung ist ihrem inhaltlichen Schwerpunkt ent-
sprechend mindestens einem in der gymnasialen Oberstufe unter-
richteten Fach (Referenzfach) zuzuordnen. Ihr Ergebnis wird in den
zweiten Block der Gesamtqualifikation eingebracht. Für das Ein-
bringen der Seminarkurse gilt § 26 Abs. 3 Nr. 4 und 5.

(2) Die kursbezogene schriftliche Ausarbeitung muss im Arbeits-
aufwand den Ergebnissen zweier Halbjahreskurse entsprechen und
im wissenschaftspropädeutischen Charakter den üblichen Abitur-
anforderungen vergleichbar sein; der Arbeitsweg ist zu dokumentie-
ren. Die kursbezogene Ausarbeitung ist von der Schülerin oder dem
Schüler spätestens im zweiten Kurshalbjahr zu beantragen; das je-
weilige Thema wird von der für den Referenzkurs zuständigen Lehr-
kraft im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter
genehmigt.

(3) Die Wettbewerbe, bei denen die Wettbewerbsarbeiten im Rah-
men der besonderen Lernleistung eingebracht werden können, wer-
den von der Schulaufsichtsbehörde festgelegt. Absatz 2 Satz 1 gilt
entsprechend. Einzubringen sind der Wettbewerbsbeitrag selbst und,
soweit erforderlich, die zusätzliche, gegebenenfalls ergänzende
schriftliche Dokumentation des Arbeitsweges und der schulfach-
lichen Bezüge. Für das Einbringen ist spätestens zu Beginn des zwei-
ten Kurshalbjahres bei der Schulleiterin oder dem Schulleiter eine
Genehmigung zu beantragen.

§ 25

Belegverpflichtungen

(1) Für Prüfungsfächer einschließlich der fünften Prüfungskom-
ponente gelten die in § 23 genannten Belegverpflichtungen. Zusätz-
lich sind in jedem Kurshalbjahr Pflichtgrundkurse in Deutsch, in
einer Fremdsprache, in Mathematik, in einem der Fächer Physik,
Chemie, Biologie sowie in Sport zu besuchen, soweit diese Fächer
nicht bereits Prüfungsfächer sind. Die Verpflichtungen in den
Fremdsprachen oder einem naturwissenschaftlichen Fach können
nur durch ununterbrochenen Unterricht in diesem Fach erfüllt wer-
den. Die in § 10 festgelegten Verpflichtungen in einer Fremdsprache
können mit Polnisch, Türkisch, Japanisch oder Chinesisch nur erfüllt
werden, wenn diese Fächer zum dritten oder vierten Prüfungsfach
gewählt werden.

(2) Im Aufgabenfeld I ist aus einem der Fächer Musik, Bildende
Kunst oder Darstellendes Spiel entweder in den ersten beiden Halb-
jahren oder in den letzten beiden Halbjahren je ein Pflichtgrundkurs
zu besuchen; diese Verpflichtung entfällt bei Schülerinnen und
Schülern, die mit dem Unterricht in der zweiten Fremdsprache erst
in der Einführungsphase begonnen haben.

(3) Im Aufgabenfeld II sind bei der Wahl von Geschichte zusätz-
lich zwei Pflichtgrundkurse im Fach Politikwissenschaft (Kurs 3 und
4) zu belegen, es sei denn, ein weiteres Fach des Aufgabenfelds II ist
zweites bis viertes Prüfungsfach. Bei der Wahl von Politikwissen-
schaft, Geografie, Wirtschaftswissenschaft, Sozialwissenschaften,
Psychologie oder Philosophie sind jeweils zwei Pflichtgrundkurse
(Kurs 3 und 4) im Fach Geschichte zu belegen.

(4) Die naturwissenschaftliche Belegverpflichtung im Aufgaben-
feld III kann nicht allein durch das Fach Biologie erbracht werden;
zusätzlich sind in diesem Fall die Kurse 1 und 2 oder die Kurse 3 und
4 im Fach Physik oder im Fach Chemie als Pflichtgrundkurse zu be-
legen.
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(5) Zusätzlich zu den Pflichtgrundkursen sind mindestens so viele
weitere Grundkurse zu besuchen, dass 24 Grundkurse in den ersten
Block der Gesamtqualifikation gemäß § 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ein-
gebracht werden können. Die Bestimmungen im Teil V über weitere
Pflichtgrundkurse bleiben unberührt.

§ 26
Gesamtqualifikation

(1) Die allgemeine Hochschulreife wird auf Grund einer Gesamt-
qualifikation zuerkannt, die sich aus der Addition der Punkte für die
Kurse der Qualifikationsphase und für die Prüfungsleistungen er-
gibt. Für die Ermittlung der Gesamtqualifikation werden
1. im ersten Block (Kursblock) die Leistungen der in den vier

Kurshalbjahren belegten Leistungskurse zweifach und die Leis-
tungen von 24 Grundkursen einfach und

2. im zweiten Block (Prüfungsblock) die Prüfungsergebnisse und
das Ergebnis der fünften Prüfungskomponente jeweils vierfach
bewertet.

(2) In die Gesamtqualifikation müssen eingebracht werden:
1. die Leistungskurse im ersten und zweiten Prüfungsfach gemäß

§ 23,
2. die Pflichtgrundkurse im dritten und vierten Prüfungsfach ge-

mäß § 23,
3. die weiteren Pflichtgrundkurse gemäß § 25 mit Ausnahme der

Pflichtgrundkurse in Sport,
4. der Abschlusskurs im Referenzfach der fünften Prüfungskom-

ponente,
5. für die Schülerinnen und Schüler des beruflichen Gymnasiums

die weiteren Pflichtgrundkurse gemäß § 47 Abs. 3 und
6. für die Schülerinnen und Schüler des altsprachlichen Bildungs-

ganges die weiteren Pflichtgrundkurse gemäß § 48.
(3) Für die Einbringung in die Gesamtqualifikation gelten folgen-

de Einschränkungen:
1. Von Kursen mit wesentlichen inhaltlichen Überschneidungen

darf nur einer in die Gesamtqualifikation eingebracht werden.
2. In demselben Fach darf jeder der in der Kursfolge gemäß § 20

Abs. 2 vorgesehenen Kurse nur einmal in die Gesamtqualifika-
tion eingebracht werden; wird ein Kurs mehrmals belegt, so darf
nur der jeweils zuletzt belegte in die Gesamtqualifikation ein-
gebracht werden.

3. In demselben Fach dürfen nur entweder Grund- oder Leistungs-
kurse in die Gesamtqualifikation eingebracht werden. Zusätzlich
zu den Leistungskursen im gleichen Fach belegte Grundkurse
dürfen nur dann in die Gesamtqualifikation eingebracht werden,
wenn es sich um Zusatzkurse gemäß § 20 Abs. 3 handelt, jedoch
nicht mehr als insgesamt zwei in beiden Leistungskursfächern.
Zusatzkurse, die einen Grundkurs ergänzen, können nur in die
Gesamtqualifikation eingebracht werden, wenn in diesem Fach
mindestens zwei Grundkurse in unterschiedlichen Halbjahren
belegt wurden; dies gilt nicht für das Fach Musik.

4. In demselben Fach dürfen höchstens fünf Grundkurse in den ers-
ten Block der Gesamtqualifikation eingebracht werden. Abwei-
chend von Satz 1 dürfen
a) im Fach Sport höchstens drei,
b) bei Sport als Prüfungsfach oder Referenzfach der fünften

Prüfungskomponente höchstens vier,
c) bei Sport als Prüfungsfach und Referenzfach der fünften Prü-

fungskomponente höchstens fünf
Grundkurse eingebracht werden.

5. Es dürfen jeweils höchstens zwei Grundkurse Ensemblemusik
und zwei Seminarkurse (§ 20 Abs. 4) eingebracht werden.

(4) In Fächern, in denen nur die Belegung von zwei Kursen erfor-
derlich ist, können im ersten und zweiten Kurshalbjahr belegte
Grundkurse auch einzeln durch im dritten und vierten Kurshalbjahr
zusätzlich belegte Grundkurse ersetzt werden, im zweiten Auf-
gabenfeld jedoch nur, wenn damit noch die Bedingungen gemäß
§ 25 Abs. 3 erfüllt werden.

§ 27
Rücktritt

(1) Am Ende des ersten Kurshalbjahres muss eine Schülerin oder
ein Schüler in die Einführungsphase zurücktreten, wenn sie oder er
bereits so viele unzureichende Leistungen erbracht hat, dass die
Qualifikationsphase ohne Wiederholung dieses Kurshalbjahres nicht
mehr erfolgreich besucht werden kann. Bei Besuch der gymnasialen
Oberstufe in der zweijährigen Form ist damit der Wechsel in die
dreijährige Form der gymnasialen Oberstufe verbunden. Beim er-
neuten Übergang in die Qualifikationsphase wird keine erneute Ver-
setzungsentscheidung getroffen.

(2) Am Ende des zweiten oder dritten Kurshalbjahres kann eine
Schülerin oder ein Schüler auf Antrag, über den die Jahrgangskonfe-
renz oder der Oberstufenausschuss entscheidet, in den folgenden
Schülerjahrgang zurücktreten. Wurden zu diesem Zeitpunkt bereits
so viele unzureichende Leistungen erbracht, dass ein erfolgreicher
Abschluss der Qualifikationsphase nicht mehr möglich ist, muss sie
oder er in das erste oder zweite Kurshalbjahr zurücktreten. Sofern in
diesem Fall die Rücktrittsmöglichkeiten gemäß § 2 Abs. 6 bereits
ausgeschöpft wurde, gilt der Rücktritt als Nichtbestehen der Abitur-
prüfung, sofern die gymnasiale Oberstufe nicht verlassen werden
muss.

(3) Über einen Antrag gemäß § 2 Abs. 6 Satz 3 entscheidet die
Jahrgangskonferenz oder der Oberstufenausschuss.

(4) Wer gemäß § 29 nicht zur Abiturprüfung zugelassen wird oder
gemäß § 35 von der Abiturprüfung zurücktritt, muss sofort in den
folgenden Schülerjahrgang zurücktreten, es sei denn, er hat die gym-
nasiale Oberstufe gemäß § 36 Abs. 2 Satz  2 zu verlassen. Auf An-
trag kann die Schule eine Beurlaubung bis zum Beginn des dritten
Kurshalbjahres gestatten; bei Teilnahme am Unterricht des zweiten
Kurshalbjahres werden die Leistungen nicht bewertet.

Teil IV

Abiturprüfung

Kapitel 1

Allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 28
Noten des vierten Kurshalbjahres

Die Noten und Punkte der Kurse des vierten Kurshalbjahres wer-
den spätestens bis zu dem von der Schulaufsichtsbehörde festgesetz-
ten Termin festgelegt und den Schülerinnen und Schülern umgehend
schriftlich bekannt gegeben. Die Schülerinnen und Schüler teilen bis
zu einem von der Schule festgelegten Termin mit, welche Grundkur-
se sie endgültig in den ersten Block der Gesamtqualifikation gemäß
§ 26 einbringen.

§ 29
Zulassung zur Prüfung

(1) Über die Zulassung zur Abiturprüfung entscheidet die Schul-
leiterin oder der Schulleiter zu dem von der Schulaufsichtsbehörde
festgelegten Termin aufgrund der Noten der vier Kurshalbjahre; die
Entscheidung ist den Schülerinnen und Schülern schriftlich mitzu-
teilen.

(2) Zur Prüfung zugelassen wird, wer
1. alle Verpflichtungen nach den §§ 23 und 25 erfüllt und
2. im ersten Block der Gesamtqualifikation gemäß § 26 Abs. 1

Satz 2 Nr. 1 mindestens 200 Punkte erreicht und die Bedingun-
gen gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 3 bis 5 erfüllt.

(3) Die Nichtzulassung gilt als Nichtbestehen der Prüfung, es sei
denn, die Schülerin oder der Schüler kann noch gemäß § 2 Abs. 6 in
den folgenden Schülerjahrgang zurücktreten.

§ 30
Zeitpunkt und Teile der Prüfung

(1) Die einheitlichen Termine für Fächer mit zentraler Aufgaben-
stellung sowie die weiteren Prüfungstermine und Prüfungszeiträume
für die Durchführung der einzelnen Prüfungen werden von der



166 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 63. Jahrgang Nr. 11 28. April 2007
Schulaufsichtsbehörde jährlich zu Beginn des Schuljahres bekannt
gegeben, in dem die Prüfung stattfindet.

(2) Die Abiturprüfung besteht aus einem schriftlichen und einem
mündlichen Teil. Im ersten bis dritten Prüfungsfach findet eine
schriftliche Prüfung statt. Im vierten Prüfungsfach und in der fünften
Prüfungskomponente wird jeder Prüfling mündlich geprüft. In höchs-
tens zwei der drei schriftlichen Prüfungsfächer können zusätzlich
mündliche Prüfungen stattfinden. In einem dieser Fächer kann von
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine mündliche
Prüfung angesetzt werden. In einem weiteren Fach oder, falls von
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses keine Prüfung
angesetzt wurde, in zwei Fächern ist auf Wunsch des Prüflings eine
mündliche Prüfung anzusetzen.

(3) Im Falle der besonderen Lernleistung ist die schriftliche Arbeit
spätestens zu dem von der Schulleiterin oder dem Schulleiter
festgesetzten Termin abzugeben. Die Termine der Kolloquien der
fünften Prüfungskomponente werden von der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses festgelegt. Für die Termine gemäß
Satz 1 und 2 gibt die Schulaufsichtsbehörde einen Zeitrahmen vor.

§ 31
Nachteilsausgleich

(1) Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogi-
schen Förderbedarf erhalten bei Bedarf für die einzelnen Prüfungen
einen ihrer Behinderung entsprechenden individuellen Nachteils-
ausgleich. Festgesetzt werden können die in § 39 der Sonderpäda-
gogikverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 57) in der jeweils
geltenden Fassung aufgeführten besonderen Hilfsmittel oder metho-
dischen Unterstützungsmaßnahmen. Über Art und Umfang des indi-
viduell zu gewährenden Nachteilsausgleichs entscheidet bis spätes-
tens vier Wochen vor Beginn der ersten Prüfung die oder der jewei-
lige Prüfungsvorsitzende entsprechend dem in § 40 der Sonderpäda-
gogikverordnung geregelten Verfahren; dabei sind die generellen
Vorgaben der Schulaufsichtsbehörde zu beachten.

(2) Schülerinnen und Schüler mit festgestellten gravierenden
Lese- und Rechtschreibstörungen können bis zu einem von der
Schule festgelegten Termin eine Verlängerung der Bearbeitungszeit
für die schriftlichen Prüfungen beantragen, über die die Schul-
aufsichtsbehörde entscheidet.

(3) Hilfsmittel oder Unterstützungsmaßnahmen nach Absatz 1
Satz 2 können auf Antrag auch gewährt werden, wenn Prüfungen in-
folge einer vorübergehenden körperlichen Beeinträchtigung nicht
ohne Erleichterungen bewältigt werden können. Dem Antrag ist ein
ärztliches Attest beizufügen. Die Entscheidung trifft die Schulauf-
sichtsbehörde auf Vorschlag der Schulleiterin oder des Schulleiters.

(4) Die fachlichen Prüfungsanforderungen dürfen durch einen
Nachteilsausgleich gemäß den Absätzen 1 bis 3 nicht verändert wer-
den.

§ 32
Ausschüsse

(1) Für die Durchführung der Prüfung wird ein Prüfungsausschuss
aus vier Mitgliedern gebildet, die die Befähigung zur Anstellung als
Studienrat besitzen müssen. Den Prüfungsvorsitz übernimmt eine
Beauftragte oder ein Beauftragter der Schulaufsichtsbehörde; sie
oder er bestellt die weiteren Mitglieder. Weitere Mitglieder sind die
Schulleiterin oder der Schulleiter, sofern sie oder er nicht selbst den
Prüfungsvorsitz innehat, sowie die ständige Vertreterin oder der
ständige Vertreter und die Pädagogischen Koordinatorinnen und
Koordinatoren. Sind hierdurch weniger als vier Mitglieder be-
stimmt, so ist der Prüfungsausschuss durch Fachbereichsleiterinnen
oder Fachbereichsleiter zu ergänzen.

(2) Die oder der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Prüfungs-
ausschusses mit der Schriftführung.

(3) In den Prüfungsfächern werden für die Durchführung der
mündlichen Prüfungen und der Kolloquien der fünften Prüfungs-
komponente Fachausschüsse aus jeweils einer oder einem Vorsitzen-
den und zwei weiteren Lehrkräften gebildet. Die oder der Vorsitzen-
de des Fachausschusses wird von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bestellt. Die beiden weiteren Lehrkräfte, da-
runter in der Regel die Lehrkraft des vierten Kurshalbjahres, werden

von der Schulleiterin oder dem Schulleiter bestellt. Die Mitglieder
des Fachausschusses müssen in dem jeweiligen Fach ihre Lehramts-
prüfung abgelegt haben oder über die erforderliche Unterrichtserfah-
rung verfügen; die oder der Vorsitzende des Fachausschusses muss
die Befähigung zur Anstellung als Studienrat besitzen. Im Falle der
fünften Prüfungskomponente sollen bei der Bestellung der Mitglie-
der des Fachausschusses diejenigen Fächer berücksichtigt werden,
denen sie zuzuordnen ist.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses können an allen Prü-
fungen und Beratungen der Fachausschüsse mit beratender Stimme
teilnehmen. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann
außerdem in allen Prüfungen und Beratungen in den Fachausschuss
eintreten und den Vorsitz übernehmen, ein anderes Mitglied des Prü-
fungsausschusses sowie die für die Fachbereichs- oder Fachleitung
im Prüfungsfach zuständige Lehrkraft zeitweilig als weiteres Mit-
glied in den Fachausschuss berufen oder ihr oder ihm den Vorsitz im
Fachausschuss übertragen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses oder eines Fachaus-
schusses sind zur Teilnahme an den jeweiligen Sitzungen verpflich-
tet. Der Prüfungsausschuss und die Fachausschüsse sind beschluss-
fähig, wenn alle Mitglieder anwesend sind. Sie beschließen mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme der oder des jeweiligen Vorsitzenden den Ausschlag.
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. In den Fällen des § 37 Abs. 1 ist
die Teilnahme der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
nicht erforderlich; sie oder er wird in diesem Fall von der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter vertreten.

§ 33
Protokolle

Über die Prüfungen und die Beratungen der Ausschüsse werden
Protokolle gefertigt. Sie müssen folgende Angaben enthalten:
1. bei allen Prüfungen Angaben über

a) die teilnehmenden Schülerinnen und Schüler,
b) den Verlauf der Prüfungen,
c) die Beschlüsse einschließlich abweichender Meinungen,
d) besondere Vorkommnisse und

2. bei der mündlichen Prüfung zusätzlich Angaben über
a) die Zusammensetzung der Ausschüsse,
b) die Prüfungsgegenstände und
c) die wesentlichen Kriterien für das Zustandekommen der Be-

wertung sowie
d) beim Kolloquium der fünften Prüfungskomponente zusätz-

lich über den Verlauf der Präsentation.
Besteht eine Prüfungsaufgabe aus mehreren Teilen oder werden in
einem Prüfungsfach mehrere Aufgaben gestellt, so ist die auf die
einzelnen Teile oder Aufgaben entfallende Bewertung gesondert
auszuweisen.

§ 34
Zuhörerinnen und Zuhörer, Gäste

(1) Lehrkräfte der Schule dürfen mit Zustimmung der oder des
Prüfungsvorsitzenden bei der mündlichen Prüfung, den Kolloquien
und bei den Beratungen der Fachausschüsse zuhören. Entsprechen-
des gilt für die Studienreferendarinnen und Studienreferendare, die
der Schule zur Ausbildung zugewiesen sind oder deren Fachsemi-
narleiterin oder Fachseminarleiter an der Schule tätig ist.

(2) Gäste dürfen nur bei der mündlichen Prüfung und den Kollo-
quien anwesend sein. Als Gäste können je Prüfungstag bis zu zwei
von der Gesamtelternvertretung bestimmte Elternvertreterinnen
oder Elternvertreter, deren Kinder nicht zum Kreis der Prüflinge ge-
hören, und bis zu acht von der Gesamtschülervertretung bestimmte
Schülerinnen und Schüler der Qualifikationsphase, die nicht zum
Kreis der Prüflinge gehören, zugelassen werden. Bei jeder Prüfung
dürfen nur jeweils insgesamt zwei Eltern- und Schülervertreterinnen
oder -vertreter mit Zustimmung des Prüflings oder der Prüflinge
einer Gruppenprüfung anwesend sein. In besonders begründeten
Fällen kann die oder der Prüfungsvorsitzende weitere Personen als
Gäste zulassen.
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§ 35
Nichtteilnahme an Prüfungen

(1) Die Jahrgangskonferenz oder der Oberstufenausschuss können
den Rücktritt von der Prüfung ge-statten, wenn ein Bestehen der
Abiturprüfung auf Grund der bisherigen Leistungen nicht zu erwar-
ten ist, sofern der Prüfling dies bis zum Ablauf des zweiten Unter-
richtstages nach Bekanntgabe der Zulassung beantragt. Der Rücktritt
gilt als Nichtbestehen der Prüfung, es sei denn, der Prüfling kann
noch gemäß § 2 Abs. 6 in den folgenden Schülerjahrgang zurücktre-
ten.

(2) Hat ein Prüfling aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen
wesentliche Teile des Unterrichts im vierten Kurshalbjahr versäumt,
so kann der Prüfungsausschuss noch bis zum Beginn der mündlichen
Prüfung im vierten Prüfungsfach seinen Rücktritt gestatten. Bereits
erbrachte Prüfungsleistungen entfallen in diesem Fall.

(3) Nimmt ein Prüfling aus von ihm zu vertretenden Gründen an
der gesamten Abiturprüfung oder an Teilen der schriftlichen oder
mündlichen Prüfung einschließlich der besonderen Lernleistung
nicht teil, so gilt die Abiturprüfung als nicht bestanden. Die Ent-
scheidung trifft der Prüfungsausschuss.

(4) Kann ein Prüfling aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen
an der gesamten Prüfung oder an Teilen der schriftlichen oder münd-
lichen Prüfung nicht teilnehmen, so hat er dies unverzüglich nachzu-
weisen; bei Prüfungsunfähigkeit aus gesundheitlichen Gründen ist
unverzüglich ein ärztliches Attest vorzulegen. In Zweifelsfällen
kann der schulärztliche Dienst hinzugezogen werden. Der fehlende
Prüfungsteil wird zu einem von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder
dem Schulleiter zu bestimmenden Zeitpunkt nachgeholt. Die Schul-
leiterin oder der Schulleiter entnimmt die Prüfungsaufgaben der
schriftlichen Prüfung den nicht gewählten Aufgabenvorschlägen; ist
dies nicht möglich, so werden gemäß § 39 Abs. 1 neue Aufgaben
gestellt. Im Falle zentral gestellter Prüfungsaufgaben werden die
Nachholtermine von der Schulaufsichtsbehörde festgesetzt.

§ 36
Wiederholung

(1) Eine bestandene Prüfung darf nicht wiederholt werden.
(2) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie nach Zurück-

treten in den folgenden Schülerjahrgang und erneutem Besuch des
dritten und vierten Kurshalbjahres einmal wiederholen. Wird die
Prüfung wiederholt, so sind alle Prüfungsleistungen erneut zu
erbringen.

§ 37
Täuschungen und andere Unregelmäßigkeiten

(1) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung
1. getäuscht oder zu täuschen versucht oder
2. andere als zugelassene Hilfsmittel in den Vorbereitungs- oder

Prüfungsraum mitgebracht,
so ist unter Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände des
Einzelfalls nach Maßgabe der folgenden Absätze zu verfahren.

(2) Steht ein Prüfling in dem begründeten Verdacht, eine Täu-
schung begangen zu haben, oder wird er beim Begehen einer Täu-
schung bemerkt, wird die Prüfung in diesem Fach bis zur Entschei-
dung des Prüfungsausschusses unterbrochen; die Entscheidung über
die Unterbrechung trifft die aufsichtführende Lehrkraft, während des
Verlaufs der mündlichen Einzelprüfung der Fachausschuss. Die oder
der Prüfungsvorsitzende und die Schulleiterin oder der Schulleiter
sind unverzüglich zu informieren.

(3) Ist die Täuschung von geringem Umfang und eindeutig zu be-
grenzen, so wird der unter Täuschung entstandene Teil der Leistung
als nicht erbracht bewertet. Geht die Täuschung über die in Satz 1
genannten Voraussetzungen hinaus, so wird die gesamte Leistung
mit ungenügend bewertet.

(4) Bei besonders schweren Fällen von Täuschung kann der Prüf-
ling von der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden. Die Abitur-
prüfung gilt dann als nicht bestanden.

(5) Wer durch eigenes Verhalten die Prüfung so schwerwiegend
behindert, dass die ordnungsgemäße Durchführung der eigenen Prü-
fung oder die anderer gefährdet ist, kann von der weiteren Prüfung
ausgeschlossen werden. Die Abiturprüfung gilt dann als nicht be-
standen.

(6) Die Entscheidungen gemäß den Absätzen 3 bis 5 trifft der Prü-
fungsausschuss. Zuvor soll er die für die Stellung der Prüfungsauf-
gabe des betroffenen Prüfungsteils verantwortliche Lehrkraft, die
mit der Fachleitung oder Fachbereichsleitung für dieses Fach beauf-
tragte Lehrkraft, die aufsichtführende Lehrkraft sowie den Prüfling
und seine Tutorin oder seinen Tutor hören. Die Entscheidungen
gemäß den Absätzen 4 und 5 sind der Schulaufsichtsbehörde un-
verzüglich mitzuteilen.

(7) Wird innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Abiturprüfung
eine Täuschung festgestellt, so entscheidet die Schulaufsichtsbehör-
de, ob die Abiturprüfung als nicht bestanden und das Abiturzeugnis
für ungültig erklärt werden.

(8) Werden Aufgabenstellungen vor Beginn der schriftlichen oder
mündlichen Prüfung Unberechtigten bekannt oder stellt sich inner-
halb eines Jahres nach der schriftlichen oder mündlichen Prüfung
heraus, dass die Aufgabenstellung für die schriftliche oder münd-
liche Prüfung Unberechtigten bekannt gewesen ist, entscheidet die
Schulaufsichtsbehörde unter Berücksichtigung des § 39 Abs. 3
Satz 2 über das weitere Verfahren.

§ 38
Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen

(1) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Abiturprüfung
können auf schriftlichen Antrag innerhalb eines Jahres nach Ab-
schluss ihrer Prüfung Einsicht in die von ihnen angefertigten Prü-
fungsarbeiten und in die Protokolle über ihre mündlichen Prüfungen
und Prüfungen in der fünften Prüfungskomponente nehmen. Die
Einsicht darf nur den Betroffenen selbst sowie bei nicht Volljährigen
deren Erziehungsberechtigten gewährt werden; die Einsichtnahme
anderer Personen ist nur mit schriftlicher Vollmacht der oder des zur
Einsicht Berechtigten zulässig. Bei der Einsichtnahme sind die
Prüfungsarbeiten vollständig einschließlich aller Gutachten und
Beurteilungen vorzulegen.

(2) Die Einsichtnahme erfolgt unter Aufsicht. Die Einsichtneh-
menden haben sich vorher auszuweisen. Die Einsichtnahme umfasst
das Recht, Auszüge anzufertigen. Bei begründetem Bedarf kann die
Anfertigung von Fotokopien gegen Gebühr gestattet werden.

Kapitel 2

Prüfungsablauf

§ 39
Prüfungsaufgaben für die schriftliche Prüfung

(1) Die Aufgaben für die schriftliche Prüfung werden von der
Schulaufsichtsbehörde zentral gestellt oder aus Vorschlägen der
jeweiligen Schule ausgewählt und genehmigt. Die Schulaufsichts-
behörde kann die Aufgabenvorschläge ändern, durch neue ersetzen
oder die Schule zur Abgabe neuer oder geänderter Aufgabenvor-
schläge auffordern.

(2) Grundlage der Prüfungsaufgaben sind die Kurse des ersten bis
vierten Kurshalbjahres.

(3) Die Aufgaben dürfen den Prüflingen erst bei Beginn der jewei-
ligen Arbeit bekannt werden. Jedes vorzeitige Bekanntwerden der
Themen oder Aufgaben sowie jede zielgerichtete Vorbereitung auf
die Aufgaben und sogenannte Konsultationen führen zur Ungültig-
keit dieses Prüfungsteils. Der Umschlag mit den Aufgaben darf erst
am Tage der Prüfung geöffnet werden, sofern nicht ein vorzeitiges
Öffnen ausdrücklich zugelassen ist.

(4) Näheres über die Art, den Umfang und die Konstruktion der
Aufgaben, über die den Prüflingen eingeräumte Bearbeitungszeit
und Wahlmöglichkeiten, über das weitere Verfahren, insbesondere
über die den Aufgabenvorschlägen beizufügenden weiteren Anga-
ben, Materialien und Bewertungskriterien bestimmt die Schulauf-
sichtsbehörde.
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§ 40
Durchführung der schriftlichen Prüfung

(1) Die schriftlichen Prüfungen finden in dem von der Schulauf-
sichtsbehörde festgesetzten Terminrahmen unmittelbar nach der Zu-
lassung zur Abiturprüfung statt.

(2) Die schriftliche Prüfung findet unter Aufsicht statt. Es dürfen
nur die bei den Aufgaben angegebenen oder allgemein zugelassenen
Hilfsmittel benutzt werden. Stellt sich während einer Arbeit heraus,
dass weitere Hilfen unentbehrlich sind, können diese gegeben wer-
den. Hilfen für einzelne Prüflinge sind nur zulässig, wenn sie bei der
jeweiligen Aufgabenstellung, insbesondere bei Schülerexperimen-
ten, vorgesehen sind.

(3) Die schriftlichen Arbeiten sind spätestens mit Ablauf der zu-
gelassenen Arbeitszeit zusammen mit allen Entwürfen und Auf-
zeichnungen sowie sämtlichen zur Verfügung gestellten Unterlagen
abzugeben.

§ 41
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten

(1) Jede Arbeit einschließlich der Entwürfe wird von der jewei-
ligen Leiterin oder dem jeweiligen Leiter des Kurses des vierten
Kurshalbjahres durchgesehen und beurteilt. In besonderen Fällen
wird diese Aufgabe von einer anderen durch die oder den Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses auf Vorschlag der Schulleiterin oder
des Schulleiters zu bestimmenden Lehrkraft wahrgenommen.

(2) Jede Arbeit wird von einer zweiten Lehrkraft des jeweiligen
Faches durchgesehen und beurteilt, die von der oder dem Vorsitzen-
den des Prüfungsausschusses bestimmt wird. Mindestens eine der
beiden beurteilenden Lehrkräfte muss die Befähigung zur Anstel-
lung als Studienrat haben.

(3) Die endgültige Note setzt die oder der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses fest. Sie oder er ist berechtigt, die Beurteilung
einer schriftlichen Arbeit unter Angabe der Gründe zu ändern oder
eine weitere Lehrkraft mit der Anfertigung eines Gutachtens zu be-
auftragen. Unter Angabe von Gründen, die schriftlich niedergelegt
werden müssen, darf sie oder er im Benehmen mit den für das Erst-
und Zweitgutachten zuständigen Lehrkräften von deren Beurteilung
der schriftlichen Prüfungsarbeiten abweichen.

(4) Im Widerspruchsverfahren kann die für das Schulwesen zu-
ständige Senatsverwaltung weitere Fachgutachten in Auftrag geben;
sie setzt auf der Grundlage der Prüfungsunterlagen und der zusätz-
lichen Fachgutachten die Endnote fest.

§ 42
Vorkonferenz, Ausschluss von der Prüfung

(1) Zu dem von der Schulaufsichtsbehörde festgesetzten Termin
nach der mündlichen Prüfung im vierten Prüfungsfach findet eine
Sitzung des Prüfungsausschusses (Vorkonferenz) statt. In der Vor-
konferenz wird darüber entschieden, welche Prüflinge von der wei-
teren Prüfung ausgeschlossen werden. Ferner entscheidet die oder
der Vorsitzende, für welche Prüflinge in welchem der schriftlichen
Prüfungsfächer eine zusätzliche mündliche Prüfung angesetzt wird.

(2) Von der weiteren mündlichen Prüfung wird ausgeschlossen,
wer
1. nicht alle Bedingungen des § 45 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 erfüllt,
2. nicht in mindestens einer schriftlichen Prüfung mindestens fünf

Punkte der einfachen Wertung erzielt hat oder
3. auch bei bestmöglichen Ergebnissen in den weiteren mündlichen

Prüfungen und der fünften Prüfungskomponente im zweiten
Block der Gesamtqualifikation die für das Bestehen der Abitur-
prüfung erforderlichen Leistungsbewertungen nicht erreichen
kann.

Wer von der weiteren Prüfung ausgeschlossen wird, hat die Abitur-
prüfung nicht bestanden.

(3) Zu dem von der Schulaufsichtsbehörde vorgegebenen Termin
gibt die Schule den Prüflingen die bereits feststehenden Ergebnisse
der Prüfung sowie die Fächer der angesetzten mündlichen Prüfungen
bekannt. Nach dieser Bekanntgabe kann jeder Prüfling bis zu einem
von der Schule festgelegten Termin schriftlich eines oder, falls die

oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses selbst keine Prüfung
angesetzt hat, zwei der schriftlichen Prüfungsfächer benennen, in de-
nen er mündlich geprüft werden will; für die benannten Fächer sind
ebenfalls Prüfungen anzusetzen.

§ 43
Mündliche Prüfung

(1) Die mündlichen Prüfungen (§ 30 Abs. 2) werden als Einzel-
prüfungen durchgeführt und dauern in der Regel 20 Minuten. Den
Prüflingen ist eine Vorbereitungszeit von in der Regel 20 Minuten
unter Aufsicht zu gewähren, soweit nicht für einzelne Aufgabenstel-
lungen von der oder dem Prüfungsvorsitzenden eine längere Vorbe-
reitungszeit genehmigt wird.

(2) Die mündlichen Prüfungen finden vor Fachausschüssen (§ 32
Abs. 3) statt. Prüferin oder Prüfer ist ein Mitglied des Fachausschus-
ses, und zwar in der Regel die Lehrkraft, die den Prüfling zuletzt im
Prüfungsfach unterrichtet hat. Die oder der Vorsitzende des Fach-
ausschusses ist berechtigt, Fragen zu stellen und darüber hinaus im
Verlauf der Prüfung die Funktion der Prüferin oder des Prüfers zu
übernehmen, wenn dies für den ordnungsgemäßen Ablauf der Prü-
fung erforderlich ist; in diesem Fall muss den übrigen Mitgliedern
des Fachausschusses Gelegenheit gegeben werden, Zusatzfragen in
angemessenem Umfang zu stellen.

(3) In jedem Prüfungsfach werden zwei Aufgaben aus verschiede-
nen Sachgebieten oder thematischen Schwerpunkten gestellt, wobei
eine Aufgabe den Sachgebieten des vierten Kurshalbjahres und die
andere Aufgabe den Sachgebieten eines anderen vom Prüfling be-
nannten Kurshalbjahres zu entnehmen ist. Abweichend von Satz 1
kann ein Prüfling in einem Fach des Aufgabenfelds II mit Ausnahme
des Faches Philosophie ein beliebiges Kurshalbjahr benennen, aus
dessen Sachgebieten eine Aufgabe gestellt wird; die andere Aufgabe
steht dazu in einem thematischen Zusammenhang und erschließt
weitere Sachgebiete eines anderen Kurshalbjahres, das dem Prüfling
spätestens zu Beginn des vierten Kurshalbjahres mitgeteilt wird.

(4) Die Prüferin oder der Prüfer schlägt für die Leistungen in den
beiden Teilen der mündlichen Prüfung je eine Note vor; der Fachaus-
schuss setzt die Teilnoten und die Gesamtnote fest.

(5) Stellt sich im Verlauf des Prüfungsverfahrens heraus, dass ein
Prüfling die Abiturprüfung nicht mehr bestehen kann, wird die Prü-
fung unterbrochen und eine Entscheidung der oder des Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses über den Abbruch der Prüfung herbei-
geführt und anschließend dem Prüfling mitgeteilt werden.

§ 44
Besonderheiten der fünften Prüfungskomponente

(1) Die fünfte Prüfungskomponente besteht entweder aus einer
zusätzlichen mündlichen Prüfung in Form eines Kolloquiums (Prä-
sentationsprüfung) oder aus einer besonderen Lernleistung, auf die
sich ein Kolloquium bezieht. Für die Kolloquien gelten die Bestim-
mungen des § 43 Abs. 2, 4 und 5 entsprechend.

(2) Die Kolloquien beider Formen der fünften Prüfungskompo-
nente bestehen jeweils aus einer Präsentation und einem sich an-
schließenden Prüfungsgespräch. Sie können als Einzel- oder Grup-
penprüfung mit bis zu vier Prüflingen durchgeführt werden. Bei
Gruppenprüfungen ist durch die Art der Aufgabenstellung dafür Sor-
ge zu tragen, dass die individuelle Leistung eindeutig erkennbar ist.
Der Präsentationsteil der Kolloquien ist so durchzuführen, dass ein
Vortrag oder eine Darstellung des Prüflings oder der Prüflinge durch
gewählte Medien unterstützt wird. Eine Vorbereitungszeit kann nach
Entscheidung der oder des Prüfungsvorsitzenden angesetzt werden.

(3) Im Rahmen des Kolloquiums der Präsentationsprüfung sollen
auch die fachübergreifenden und fächerverbindenden Aspekte der
gewählten Thematik zum Ausdruck kommen. Das Kolloquium der
Präsentationsprüfung dauert als Einzelprüfung mit beiden Teilen
ohne Vorbereitungszeit in der Regel 30 Minuten, bei Gruppenprü-
fungen erhöht sich die Dauer je weiterem Prüfling um jeweils zehn
Minuten. Entsprechend der Schwerpunktlegung werden die Teil-
noten für die Präsentation und das Prüfungsgespräch im Verhältnis
2:1 gewichtet. Bei der Bewertung der jeweiligen Leistung sind nicht
nur die fachlichen, sondern auch die methodischen und kommunika-
tiven Kompetenzen zu berücksichtigen.
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(4) Bei der besonderen Lernleistung besteht das Kolloquium aus
einer Kurzpräsentation der Ergebnisse der schriftlichen Ausarbei-
tung (§ 24) und dem nachfolgenden Gespräch insbesondere über
fachliche Aspekte, die erbrachte inhaltliche und methodische Leis-
tung, ihre wissenschaftspropädeutische Einordnung und die Doku-
mentation. Das Kolloquium der besonderen Lernleistung dauert als
Einzelprüfung mit beiden Teilen ohne Vorbereitungszeit in der Regel
20 Minuten, bei Gruppenprüfungen erhöht sich die Dauer je weite-
rem Prüfling um jeweils fünf Minuten. Für die Beurteilung der
schriftlichen Ausarbeitung der besonderen Lernleistung gilt § 41 mit
der Maßgabe, dass
1. für die Zweitkorrektur von der oder dem Vorsitzenden des Prü-

fungsausschusses auch eine Fachgutachterin oder ein Fachgut-
achter außerhalb der Berliner Schule bestimmt werden kann,

2. die endgültige Note nach Abschluss des Kolloquiums durch den
Fachausschuss festgelegt wird und

3. die schriftliche Ausarbeitung in dreifacher und das Kolloquium
in einfacher Wertung zur Gesamtbewertung zusammengefasst
werden.

Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend.

§ 45
Prüfungsergebnis

(1) Nach dem Abschluss der Prüfung werden die Gesamtergeb-
nisse der geprüften Fächer und das Ergebnis der Abiturprüfung von
dem Prüfungsausschuss festgestellt. Dabei wird in einem Fach, in
dem schriftlich und mündlich geprüft wurde, das Gesamtergebnis im
Verhältnis 2 zu 1 aus den beiden Prüfungsteilen gebildet; die Tabelle
gemäß Anlage 2 ist zu verwenden.

(2) Die allgemeine Hochschulreife wird zuerkannt, wenn der Prüf-
ling
1. acht Leistungskurse, die Pflichtgrundkurse im dritten und vier-

ten Prüfungsfach, die verpflichtenden Anteile der gewählten
fünften Prüfungskomponente gemäß § 26 sowie alle weiteren in
die Gesamtqualifikation einzubringenden Pflichtkurse einge-
bracht hat,

2. alle Pflichtgrundkurse gemäß § 25, auch wenn sie nicht in die
Gesamtqualifikation einzubringen sind, besucht hat,

3. in 20 der 24 Grundkurse des ersten Blocks der Gesamtqualifika-
tion jeweils mindestens fünf Punkte und insgesamt mindestens
120 Punkte erreicht hat,

4. in den acht belegten Leistungskursen bei zweifacher Wertung
mindestens 80 Punkte eingebracht hat, wobei höchstens zwei der
Leistungskurse mit weniger als 10 Punkten bei zweifacher Wer-
tung bewertet sein dürfen,

5. und in den ersten Block der Gesamtqualifikation insgesamt min-
destens 200 Punkte eingebracht hat, wobei kein Kurs mit null
Punkten bewertet wurde,

6. im zweiten Block in zwei Prüfungsfächern, darunter einem Leis-
tungskursfach, je mindestens 20 Punkte in vierfacher Wertung
und insgesamt einschließlich der fünften Prüfungskomponente
mindestens 100 Punkte erreicht hat.

In allen übrigen Fällen gilt die Abiturprüfung als nicht bestanden.
(3) Die jeweils erreichte Gesamtpunktzahl von mindestens 300

und höchstens 900 Punkten wird nach der in der als Anlage 3 beige-
fügten Tabelle in eine Durchschnittsnote umgerechnet.

(4) Die oder der Prüfungsvorsitzende kann Beschlüsse des Prü-
fungsausschusses und der Fachausschüsse, die nach ihrer oder seiner
Auffassung gegen Prüfungsrecht verstoßen, der Schulaufsichts-
behörde unter Beifügung sämtlicher Prüfungsunterlagen zur Über-
prüfung vorlegen. Der Prüfling ist hierüber zu unterrichten; das Prü-
fungsergebnis ist ihm erst nach der Entscheidung der Schulaufsichts-
behörde mitzuteilen.

(5) Nach Abschluss der Beratungen werden den Prüflingen die
noch nicht bekannten Einzelergebnisse der Prüfung und das Ergeb-
nis der Abiturprüfung mitgeteilt. Prüflingen, die die Abiturprüfung
nicht bestanden haben, ist das Ergebnis in einem Einzelgespräch
mitzuteilen und zu erläutern.

§ 46
Erwerb des schulischen Teils der Fachhochschulreife

(1) Wer die Schule vor Abschluss des Bildungsganges verlässt
oder die Abiturprüfung endgültig nicht bestanden hat, kann den
schulischen Teil der Fachhochschulreife erwerben, wenn das Quali-
fikationsniveau der Kurse des ersten Schuljahres der Qualifikations-
phase erreicht worden ist. Dafür gelten folgende Voraussetzungen,
die in zwei aufeinander folgenden Kurshalbjahren erfüllt worden
sein müssen:
1. In den beiden Leistungskursfächern müssen je zwei Kurse belegt

und insgesamt mindestens 40 Punkte der zweifachen Wertung
erreicht sein.

2. Es müssen elf Grundkurse belegt und in diesen insgesamt min-
destens 55 Punkte der einfachen Wertung erreicht sein.

3. In zwei der vier anzurechnenden Leistungskurse und in sieben
der elf anzurechnenden Grundkurse müssen jeweils mindestens
fünf Punkte der einfachen Wertung erreicht sein.

4. Unter den als Grund- und Leistungskurse anzurechnenden Kur-
sen müssen je zwei Kurse in Deutsch, einer Fremdsprache, einer
Gesellschaftswissenschaft, Mathematik und einer Naturwissen-
schaft (Physik, Chemie oder Biologie) sein. Bei den zwei
Fremdsprachenkursen muss es sich um Kurse handeln, die zur
Erfüllung der Mindestverpflichtungen in den Fremdsprachen
gemäß § 25 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 dienen können.

(2) Die Gesamtpunktzahl von mindestens 95 und höchstens 285
Punkten, die sich aus den anzurechnenden Kursen ergibt, wird nach
der als Anlage 4 beigefügten Tabelle in eine Durchschnittsnote um-
gerechnet.

(3) Wer neben dem Erwerb des schulischen Teils der Fachhoch-
schulreife den Nachweis einer in Umfang und Ausgestaltung der
fachpraktischen Ausbildung der Fachoberschule entsprechenden
Ausbildung oder einer abgeschlossenen Berufsausbildung erbringt,
erhält auf Antrag ein Zeugnis über die Berechtigung zum Besuch der
Fachhochschule (Fachhochschulreife). Der Berufsausbildung gleich-
gestellt ist eine für das Studium an einer Fachhochschule förderliche
Berufserfahrung von mindestens fünf Jahren. Über den Antrag ent-
scheidet die Schulaufsichtsbehörde.

Teil V

Sonderbestimmungen

§ 47
Berufliche Gymnasien

(1) Für Schülerinnen und Schüler der gymnasialen Oberstufe in
beruflichen Gymnasien gilt für die Einführungsphase die Stunden-
tafel der Anlage 1 b. Zu Beginn des zweiten Schulhalbjahres können
freiwillig gewählte Fächer abgewählt werden. § 17 Abs. 2 Satz 2 gilt
für das Wahlpflichtfach entsprechend.

(2) Für die Versetzung in die Qualifikationsphase gilt § 18 mit der
Maßgabe, dass
1. im Berufsfeld I (Wirtschaft und Verwaltung) das Fach Wirt-

schaftswissenschaft,
2. in den Berufsfeldern II (Metalltechnik), III (Elektrotechnik)

und IV (Bautechnik) das Fach Technik,
3. im Berufsfeld XII (Ernährung und Hauswirtschaft) das Fach

Ernährungslehre
mit jeweils mindestens 4 Punkten bewertet sein muss und

4. im Berufsfeld VII (Chemie, Physik, Biologie) nur eines der
Fächer Physik, Chemie oder Biologie mit weniger als 4 Punkten
bewertet sein darf.

(3) Für berufliche Gymnasien des Berufsfeldes I gelten ergänzend
zu den Bestimmungen des Teils III Kapitel 3 folgende Regelungen:
1. Das Fach Wirtschaftswissenschaft muss als zweites Leistungs-

kursfach belegt werden.
2. Wird Geschichte oder Politikwissenschaft als Referenzfach der

fünften Prüfungskomponente gewählt, gelten die Bedingungen
gemäß § 23 Abs. 8 Satz 3 auch dann als erfüllt, wenn im jewei-
ligen Fach nur der Kurs 3 und 4 belegt wurde.
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3. In Rechnungswesen ist in den ersten beiden Kurshalbjahren zu-
sätzlich zu den Verpflichtungen gemäß § 25 Abs. 1 je ein Pflicht-
grundkurs zu belegen.

4. Es entfällt die Belegverpflichtung für die beiden Pflichtgrund-
kurse in Musik, Bildender Kunst oder Darstellendem Spiel
gemäß § 25 Abs. 2, jedoch sind mindestens acht Pflichtkurse im
Aufgabenfeld I zu belegen. Darüber hinaus entfällt die Beleg-
verpflichtung für die beiden Pflichtgrundkurse in den Fächern
Physik oder Chemie gemäß § 25 Abs. 4.

Abweichend von Satz 1 Nr. 1 ist das Fach Wirtschaftswissenschaft
am Oberstufenzentrum Banken und Versicherungen in der Einfüh-
rungsphase als Wahlpflichtkurs, in der Qualifikationsphase als Leis-
tungskursfach oder als drittes Prüfungsfach verbindlich.

(4) Für berufliche Gymnasien der Berufsfelder II, III und IV gel-
ten ergänzend zu den Bestimmungen des Teils III Kapitel 3 folgende
Regelungen:
1. Das Fach Technik (Schwerpunkt Metall- und Elektrotechnik)

muss im Berufsfeld II, das Fach Technik (Schwerpunkte Elek-
trotechnik oder Technische Informatik oder Medientechnik)
muss im Berufsfeld III und das Fach Technik (Schwerpunkt
Bautechnik) muss im Berufsfeld IV als zweites Leistungskurs-
fach gewählt werden.

2. Das Fach Biologie ist nicht als Leistungskursfach zulässig.
3. Es entfällt die Belegverpflichtung für die beiden Pflichtgrund-

kurse in Musik, Bildender Kunst oder Darstellendem Spiel
gemäß § 25 Abs. 2, jedoch sind mindestens acht Pflichtkurse im
Aufgabenfeld I zu belegen.

4. Zusätzlich zu den Verpflichtungen gemäß § 25 Abs. 1 ist im
Berufsfeld II und am Oberstufenzentrum für Informations- und
Medizintechnik in den ersten beiden Kurshalbjahren je ein
Pflichtgrundkurs in Wirtschaftswissenschaft zu belegen.

(5) Für berufliche Gymnasien des Berufsfeldes VII gelten ergän-
zend zu den Bestimmungen des Teils III Kapitel 3 folgende Regelun-
gen:
1. Eines der Fächer Physik, Chemie oder Biologie muss als erstes

Leistungskursfach gewählt werden.
2. Die Fächer Musik und Bildende Kunst sind als Leistungskurs-

fächer nicht zulässig.
3. In jedem der vier Kurshalbjahre ist

a) im Fall des Faches Physik als erstem Leistungskursfach ein
Pflichtgrundkurs Physiktechnik,

b) im Fall des Faches Chemie als erstem Leistungskursfach ein
Pflichtgrundkurs Chemietechnik,

c) im Fall des Faches Biologie als erstem Leistungskursfach ein
Pflichtgrundkurs Biologietechnik

zu belegen; die in den ersten beiden Kurshalbjahren belegten
Pflichtgrundkurse müssen nicht in die Gesamtqualifikation ein-
gebracht werden. Ist auch das zweite Leistungskursfach eines
der Fächer Chemie, Physik oder Biologie, so ist im ersten und
zweiten Kurshalbjahr ein diesem Leistungskursfach zugeordne-
ter Technikkurs gemäß Satz 1 als Pflichtgrundkurs zu belegen.
Insgesamt dürfen aus den Fächern Physik-, Chemie- und Biolo-
gietechnik nur sechs Grundkurse in die Gesamtqualifikation ein-
gebracht werden; diese Fächer dürfen nicht Prüfungsfach sein.

4. Es entfällt die Belegverpflichtung für die beiden Pflichtgrund-
kurse in Musik, Bildender Kunst oder Darstellendem Spiel ge-
mäß § 25 Abs. 2, jedoch sind mindestens acht Pflichtkurse im
Aufgabenfeld I zu belegen. Darüber hinaus entfällt die Beleg-
verpflichtung für die beiden Pflichtkurse in Physik oder Chemie
gemäß § 25 Abs. 4.

(6) Für berufliche Gymnasien des Berufsfeldes XII gelten ergän-
zend zu den Bestimmungen des Teils III Kapitel 3 folgende Regelun-
gen:
1. Das Fach Ernährungslehre muss als zweites Leistungskursfach

gewählt werden.
2. Zusätzlich zu den Verpflichtungen gemäß § 25 Abs. 1 ist in den

ersten beiden Kurshalbjahren je ein Pflichtgrundkurs in Wirt-
schaftswissenschaft zu belegen.

3. Es entfällt die Belegverpflichtung gemäß § 25 Abs. 2, jedoch
sind mindestens acht Pflichtkurse im Aufgabenfeld I zu belegen.
Darüber hinaus entfällt die Verpflichtung gemäß § 25 Abs. 4,
Grundkurse in Chemie oder Physik zu belegen. § 26 Abs. 3 Nr. 6
ist nicht anzuwenden.

(7) Anstelle der Pädagogischen Koordinatorinnen und Koordina-
toren gehören die Leiterinnen oder Leiter und Koordinatorinnen
oder Koordinatoren der Abteilung berufliches Gymnasium dem Prü-
fungsausschuss an. Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist Mit-
glied des Prüfungsausschusses; im Übrigen werden die der Schullei-
terin oder dem Schulleiter nach Teil II bis IV obliegenden Aufgaben
von der Leiterin oder dem Leiter der Abteilung berufliches Gymna-
sium wahrgenommen.

(8) In den Fällen der §§ 6 und 7 soll die Schülerin oder der Schüler
nur dann in die Qualifikationsphase aufgenommen werden, wenn sie
oder er bereits die Einführungsphase des entsprechenden Berufsfel-
des besucht hat.

§ 48
Altsprachlicher Bildungsgang

Schülerinnen und Schüler eines ab der Jahrgangsstufe 5 beginnen-
den altsprachlichen Bildungsganges müssen das Fach Latein oder
Griechisch als Prüfungsfach oder fünfte Prüfungskomponente wäh-
len. Die andere dieser Sprachen muss in der Qualifikationsphase mit
zwei Pflichtgrundkursen besucht werden, von denen einer in die
Gesamtqualifikation einzubringen ist. Bei der Wahl von Griechisch
als Leistungskursfach entfällt die Belegverpflichtung für Latein
während der Qualifikationsphase. Wird Griechisch durch eine ande-
re dritte Fremdsprache ersetzt, so tritt diese Fremdsprache bei den
Verpflichtungen gemäß Satz 1 bis 3 an die Stelle von Griechisch.

Teil VI

Schlussvorschriften

§ 49
Übergangsregelungen

(1) Für Schülerinnen und Schüler, die sich im Schuljahr 2006/
2007 im ersten und zweiten oder erstmals im dritten und vierten
Kurshalbjahr befinden, gelten anstelle der Regelungen der § 26, § 29
Abs. 2, § 42 Abs. 2, § 45, § 13 Abs. 4 und Anlage 2 die Regelungen
der § 17, § 19 Abs. 2, § 31 Abs. 2, § 33, § 40 Abs. 4 und Anlage 2
der Verordnung über die gymnasiale Oberstufe vom 26. April 1984
(GVBl. S. 723, 1170), zuletzt geändert durch Verordnung vom
18. März 2004 (GVBl. S. 180), bis zur Beendigung oder dem Verlas-
sen des Bildungsganges. Abweichend von § 44 Abs. 2 Satz 2 kann
die Gruppenprüfung der Kolloquien der fünften Prüfungskomponen-
te für die Schülerinnen und Schüler gemäß Satz 1 mit bis zu fünf
Prüflingen durchgeführt werden. Für Schülerinnen und Schüler, die
im Schuljahr 2007/2008 das erste und zweite Kurshalbjahr durchlau-
fen, gilt § 45 Abs. 2 Satz 1 mit der Maßgabe, dass gemäß Nr. 3 in 19
der 24 Grundkurse jeweils mindestens fünf Punkte erreicht werden
müssen und gemäß Nr. 4 höchstens drei der Leistungskurse mit we-
niger als 10 Punkten in zweifacher Wertung bewertet sein dürfen.

(2) Für Schülerinnen und Schüler,
1. die im Schuljahr 2005/2006 erstmalig das Abitur nicht bestan-

den oder das erste und zweite Kurshalbjahr wiederholt haben
oder

2. die im Schuljahr 2006/2007 das dritte und vierte Kurshalbjahr
nach Rücktritt wiederholen,

trifft die Schulaufsichtsbehörde ergänzend zu Absatz 1 Satz 1 und 2
hinsichtlich der Berücksichtigung der fünften Prüfungskomponente
im Rahmen der Gesamtqualifikation die notwendigen Anordnungen.

(3) Wer in den Schuljahren 2006/2007 bis einschließlich 2009/
2010 aus dem Gymnasium oder der Gesamtschule in die gymnasiale
Oberstufe eintritt, geht abweichend von den Vorschriften der §§ 2
und 4 in die Einführungsphase über. Im Einzelfall kann die Einfüh-
rungsphase übersprungen werden, wenn auf Grund des Leistungs-
standes eine erfolgreiche Mitarbeit in der Qualifikationsphase
erwartet werden kann. Über den Antrag entscheidet die Klassen-
konferenz oder der Jahrgangsausschuss der in der Jahrgangsstufe 10
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besuchten Schule. Für Schülerinnen und Schüler gemäß Satz 1 fin-
det § 5 Abs. 4 und § 20 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 keine Anwendung.

(4) Im Schuljahr 2006/2007 gelten anstelle der Anlagen 1 a und 1
b die Anlagen 1a und 1 b der Verordnung über die gymnasiale Ober-
stufe in der Fassung gemäß Absatz 1.

(5) Die §§ 46 und 47 sowie § 48 Abs. 6 bis 11 und Anlage 1 c der
Verordnung über die gymnasiale Oberstufe in der Fassung gemäß
Absatz 1 gelten für die dort genannten Schulen weiter.

(6) § 48 Abs. 1 bis 4 der Verordnung über die gymnasiale Oberstu-
fe in der Fassung gemäß Absatz 1 gilt für Schülerinnen und Schüler
der genannten Schulen, die spätestens im Schuljahr 2004/2005 in
Jahrgangsstufe 5 des altsprachlichen Bildungsganges eingetreten
sind, bis zur Beendigung oder dem Verlassen dieses Bildungsganges
der dort genannten Schulen.

§ 50
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die gymnasiale Oberstufe in
der Fassung gemäß § 49 Abs. 1 außer Kraft.

Berlin, den 18. April 2007

Senatsverwaltung für
Bildung, Wissenschaft und Forschung

Z ö l l n e r
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             Stundentafel der Einführungsphase am Gymnasium und an der Gesamtschule 

Fach Wochenstunden Jahreswochen-
stunden

Pflichtunterricht
Fundamentalbereich
Deutsch
Fremdsprache a)

Weitere Fremdsprache a)

Geschichte/Politikwissenschaft 
Geografie/Politikwissenschaft c)

Mathematik 
Physik 
Chemie 
Biologie
Musik, Bildende Kunst oder Darstellendes Spiel a)

Sport

            

              3 
3 b)

    3 / 4 b)

 1,5 d)

 1,5 d)

             3 
             2 
             2 
             2 
             2 
             2 

120
120

120 / 160 
60
60

120
80
80
80
80
80

Wahlpflichtunterricht
Profilbereich 
1. Profilkurs

(Deutsch , eine spätestens in Jahrgangsstufe 9 begonnene 
Fremdsprache, Mathematik oder eine Naturwissenschaft)

2. Profilkurs

             2 

             2 

80

80

Insgesamt e) 29 / 30 b) 1160 / 1200 

Wahlunterricht f)
ein weiterer Basis- oder Profilkurs je nach Fach 2 - 4  80 - 160 

Anmerkungen:
a) Die Fächer können jeweils auch als Basiskurs unterrichtet werden. 
b) Im Fundamentalbereich werden alle Fremdsprachen mit drei Wochenstunden unterrichtet; die Wochenstundenzahl kann 

im Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten erhöht werden. Abweichend hiervon muss jede in der gymnasialen 
Oberstufe begonnene zweite Fremdsprache mit vier Wochenstunden unterrichtet werden. 

c) Geografie/Politikwissenschaft kann durch Wirtschaftswissenschaft oder Sozialwissenschaften ersetzt werden; in diesem 
Fall können diese Fächer in Basiskursen unterrichtet werden. 

d) Der Unterricht kann epochal mit 3 Wochenstunden in einem Halbjahr oder mit einem halbjährlich wechselnden Stun-
denansatz über das gesamte Schuljahr erteilt werden, wobei der Jahresdurchschnitt von 1,5 Wochenstunden zu gewähr-
leisten ist. Die Entscheidung trifft die Gesamtkonferenz. 

e) Gemäß § 13 Abs. 5 und 7  des Schulgesetzes sind im Stundenplan wöchentlich zwei  Stunden innerhalb der normalen 
Unterrichtszeit für den Religions- oder Weltanschauungsunterricht freizuhalten. 

f)  Im Rahmen des Wahlunterrichtes kann, soweit die Schule dies zulässt, ein zusätzlicher Profilkurs oder ein zusätzlicher 
Basiskurs besucht werden, für die uneingeschränkt die für die entsprechenden Kurse des Pflichtunterrichts geltenden 
Vorschriften mit der Sonderregelung des § 17 Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz anzuwenden sind. Darüber hinaus sind an-
dere fakultative, nicht mit Noten beurteilte Unterrichtsveranstaltungen wie Chor, Orchester, Sport oder Fördermaßnah-
men zulässig. Für die zusätzlichen Profil- und Basiskurse umfasst der Unterricht 

 Profilkurs 2 Wochenstunden 
 Fundamentalbereich (Basiskurse) 
  Fremdsprache 3 oder 4 Wochenstunden gemäß Anmerkung b 
  Musik, Bildende Kunst oder        

 Darstellendes Spiel 2 Wochenstunden 
  Psychologie 3 Wochenstunden 
  Informatik 3 Wochenstunden 
  Wirtschaftswissenschaft 2 Wochenstunden 
  Sozialwissenschaften 2 Wochenstunden 
  Philosophie 2 Wochenstunden 
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                                 Stundentafel der Einführungsphase an beruflichen Gymnasien 
 

                                            Wochenstunden / Jahreswochenstunden im Berufsfeld 
Fach I  

Wirtschaft 
und 
Verwaltung 

II 
Metall- 
technik 

III 
Elektro-
technik 

IV 
Bau- 
technik 

VII 
Chemie, 
Physik, 
Biologie 

XII 
Ernährung 
und Haus-
wirtschaft 

Pflichtunterricht 
Deutsch 
Englisch 
Politikwissenschaft/ 
Geschichte/Geografie 
Mathematik 
Physik 
Chemie 
Biologie 
Wirtschaftswissenschaft 
Recht 
Rechnungswesen 
Informatik 
Technik: 
-Metall- und Elektrotechnik 
-Elektrotechnik 
-Bautechnik 
Fachpraxis 
Technische Kommunikation 
Physik mit Laborübungen 
Chemie mit Laborübungen 
Biologie mit Laborübungen 
Ernährungslehre 

 
3/120 
3/120 

 
2/80 

3/120 
- 
- 
- 

5/200 
3/120 
2/80 

 2/80 a) 

 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 

 
3/120 
3/120 

 
3/120  
3/120 
2/80 
2/80 

- 
2/80 

- 
- 

2/80 a) 

 

7/280 a) 
- 
- 
- 

2/80 
- 
- 
- 
- 

 
3/120 

   3/120 
 

3/120 
3/120 
2/80 
2/80 

- 
- 
- 
- 
- 
 
- 

6/240 a)b)c) 

- 
6/240 a)i) 

- 
- 
- 
- 
- 

 
3/120 
3/120 

 
3/120 
3/120 
2/80 
2/80 

- 
- 
- 
- 
- 
 
- 
- 

4/160 a) 
7/280 a) 

2/80 
- 
- 
- 
- 
 

 
 3/120 
 3/120 

 
3/120 
3/120 

- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
 
- 
- 
- 
- 
- 

5/200 a) 
5/200 a) 
5/200 a) 

- 
 

 
3/120 
3/120 

 
3/120 
3/120 
2/80 

3/120 
2/80 
2/80 

- 
- 

2/80 a) 
 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 
- 

5/200 a) 

Unterricht in einer zweiten 
Fremdsprache 
Französisch d) 

 
 

(4/160) 

 
 

(4/160) 

 
 

(4/160) 

 
 

(4/160) 

 
 

(4/160) 

 
 

(4/160) 
Wahlpflichtunterricht 
Erste Naturwissenschaft e) 
Zweite Naturwissenschaft e) 
Sport, Musik, Bildende 
Kunst oder Informatik f) 

 
2/80 
2/80 

 
2/80 

 
- 
- 
 

2/80 

 
- 
- 
 

2/80 

 
- 
- 
 

2/80 

 
- 
- 
 

2/80 

 
- 
- 
 

2/80 
 
Insgesamt g)h) 

 
29/1160  

(33/1320) 
 

 
31/1240  

(35/1400)

 
30/1200  

(34/1360)

 
31/1240  

(35/1400) 

 
29/1160  

(33/1320) 

 
30/1200  

(34/1360)

 
Anmerkungen: 
a)  Der Unterricht wird geteilt durchgeführt. 
b)  Schwerpunkte in der Qualifikationsphase sind Elektrotechnik, Medientechnik oder Technische Informatik. 
c) Die Einführungsphase schließt Grundlagen der Informatik, Informations-, Kommunikations- und Medientechnik ein. 
d) Der Unterricht in der zweiten Fremdsprache ist Pflichtunterricht für alle Schülerinnen und Schüler, die nicht vom Be-

ginn der Jahrgangsstufe 7 bis zum Abschluss der Jahrgangsstufe 10 in einer zweiten Fremdsprache unterrichtet wurden. 
Bei ausreichender Beteiligung sind im Rahmen des organisatorisch Möglichen auch andere Fremdsprachen gemäß § 19 
oder fakultativer Unterricht in einer zusätzlichen Fremdsprache zulässig. 

e) Eines der Fächer Physik, Chemie oder Biologie ist zu wählen. 



174 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 63. Jahrgang Nr. 11 28. April 2007
A n l a g e  2

f) Informatik ist nur in den Berufsfeldern Bautechnik und Chemie, Physik und Biologie wählbar. 
g) Gemäß § 13 Abs. 5 und 7 des Schulgesetzes sind im Stundenplan wöchentlich zwei Stunden innerhalb der normalen 

Unterrichtszeit für den Religions- und Weltanschauungsunterricht freizuhalten. 
h) Im Rahmen des Wahlunterrichts kann, soweit die Schule dies zulässt, zusätzlich eines der im Wahlpflichtunterricht 

aufgeführten Fächer oder eine weitere Fremdsprache besucht werden; hierfür gelten dann uneingeschränkt die Regelun-
gen - insbesondere über die Leistungsbewertung und Versetzung - , die für die übrigen Wahlpflichtfächer gelten. Dar-
über hinaus sind weitere fakultative Unterrichtsveranstaltungen zulässig. 

i) An den Oberstufenzentren Informations- und Medientechnik und Maschinen- und Fertigungstechnik wird in der Fach-
praxis des Berufsfeldes III Informationstechnik und Wirtschaftswissenschaft integriert unterrichtet. 

mündliche Prüfung

Tabelle für die Bildung eines Prüfungsergebnisses
bei schriftlicher und mündlicher Prüfung (Verhältnis 2:1)

Noten 1 2 3 4 5 6

mündliche PrüfungNoten
Punkte

+ - + - + - + - + -Punkte
Noten 15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 0

+ 15 60 58 57 56 54 53 52 50 49 48 46 45 44 42 41 40

1 14 57 56 54 53 52 50 49 48 46 45 44 42 41 40 38 37

- 13 54 53 52 50 49 48 46 45 44 42 41 40 38 37 36 34

+ 12 52 50 49 48 46 45 44 42 41 40 38 37 36 34 33 32

2 11 49 48 46 45 44 42 41 40 38 37 36 34 33 32 30 29

- 10 46 45 44 42 41 40 38 37 36 34 33 32 30 29 28 26

+ 9 44 42 41 40 38 37 36 34 33 32 30 29 28 26 25 24

3 8 41 40 38 37 36 34 33 32 30 29 28 26 25 24 22 21

- 7 38 37 36 34 33 32 30 29 28 26 25 24 22 21 20 18

+ 6 36 34 33 32 30 29 28 26 25 24 22 21 20 18 17 16

4 5 33 32 30 29 28 26 25 24 22 21 20 18 17 16 14 13

- 4 30 29 28 26 25 24 22 21 20 18 17 16 14 13 12 10

+ 3 28 26 25 24 22 21 20 18 17 16 14 13 12 10 9 8

5 2 25 24 22 21 20 18 17 16 14 13 12 10 9 8 6 5

- 1 22 21 20 18 17 16 14 13 12 10 9 8 6 5 4 2

6 0 20 18 17 16 14 13 12 10 9 8 6 5 4 2 1 0

   Diese Spalte ist gegebenenfalls für die Vorausberechnung des möglichen Bestehens des Abiturs bei
   Berücksichtigung maximaler Ergebnisse der mündlichen Prüfung zu benutzen.

vierfach gewertetes Prüfungsergebnis
aus schriftlicher und mündlicher Prüfung
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A n l a g e  3

A n l a g e  4

Tabelle zur Ermittlung der Abiturdurchschnittsnote       
 
Durchschnitts-

note 
 

Punkte Durchschnitts-
note 

Punkte Durchschnitts-
note 

Punkte 

1,0 900 – 823 2,0 660 – 643 3,0 480 – 463 
1,1 822 – 805 2,1 642 – 625 3,1 462 – 445 
1,2 804 – 787 2,2 624 – 607 3,2 444 – 427 
1,3 786 – 769 2,3 606 – 589 3,3 426 – 409 
1,4 768 – 751 2,4 588 – 571 3,4 408 – 391 
1,5 750 – 733 2,5 570 – 553  3,5 390 – 373 
1,6 732 – 715 2,6 552 – 535 3,6 372 – 355 
1,7 714 – 697 2,7 534 – 517 3,7 354 – 337 
1,8 696 – 679 2,8 516 – 499 3,8 336 – 319 
1,9 678 – 661 2,9 498 – 481  3,9 318 – 301 

     4,0 300 

Tabelle zur Ermittlung der Durchschnittsnote für den schulischen Teil der       
Fachhochschulreife 

 
Durchschnitts-

note 
 

Punkte Durchschnitts-
note 

Punkte Durchschnitts-
note 

Punkte 

1,0 285-261 2,0 209-204 3,0 152-147 
1,1 260-255 2,1 203-198 3,1 146-141 
1,2 254-249 2,2 197-192 3,2 140-135 
1,3 248-244 2,3 191-187 3,3 134-130 
1,4 243-238 2,4 186-181 3,4 129-124 
1,5 237-232 2,5 180-175 3,5 123-118 
1,6 231-227 2,6 174-170 3,6 117-113 
1,7 226-221 2,7 169-164 3,7 112-107 
1,8 220-215 2,8 163-158 3,8 106-101 
1,9 214-210 2,9 157-153 3,9 100-96 

     4,0 95 
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des

Vertrages des Landes Berlin mit der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

(Evangelischer Kirchenvertrag Berlin)

Die Ratifikationsurkunden des Landes Berlin und der Evange-
lischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz zu dem
am 20. Februar 2006 unterzeichneten Evangelischen Kirchenvertrag
Berlin (GVBl. S. 715) wurden am 18. April 2007 ausgetauscht.
Der Evangelische Kirchenvertrag Berlin ist damit gemäß seinem
Artikel 29 Abs. 1 am 19. April 2007 in Kraft getreten.
Das am selben Tage wie der Evangelische Kirchenvertrag von
den Vertragsparteien unterzeichnete Schlussprotokoll zum Evange-
lischen Kirchenvertrag Berlin wird gemäß dem Ersten Gesetz zur
Änderung des Gesetzes zum Vertrag des Landes Berlin mit der
Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
vom 14. März 2007 nachstehend veröffentlicht.

Berlin, den 18. April 2007

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
A n l a g e

Schlussprotokoll
zum Vertrag des Landes Berlin mit der Evangelischen Kirche

Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
(Evangelischer Kirchenvertrag Berlin)

Vom 20. Februar 2006
Allgemeines:

Soweit in diesem Vertrag oder Schlussprotokoll Informations- oder
Beteiligungsrechte der Kirche oder des Landes vorgesehen sind,
kommt die Kirche ihrer Informationspflicht nach, wenn sie die für
Kirchenangelegenheiten zuständige Senatsverwaltung schriftlich
unterrichtet; das Land kommt seiner Informationspflicht nach, wenn
es das Konsistorium schriftlich unterrichtet.

Zu Artikel 2 Absatz 1

Zwischen den Vertragsparteien besteht Übereinstimmung darüber,
dass die regelmäßigen Treffen möglichst einmal jährlich stattfinden.
Die Kirche unterrichtet das Land über Vakanzen und Neubesetzun-
gen ihrer leitenden Ämter (Bischofs-, Präses-, Generalsuperinten-
denten-, Konsistorialpräsidenten- und Propstamt).

Zu Artikel 2 Absatz 2

Die angemessene Beteiligung der Kirche setzt eine rechtzeitige In-
formation voraus, die ermöglicht, dass die kirchliche Stellungnahme
noch vor der Beschlussfassung erfolgen kann. Bei Gesetzgebungs-
vorhaben besteht die angemessene Beteiligung in der Regel in der
rechtzeitigen Anhörung vor der Beschlussfassung des Senats über
die Einbringung des Gesetzentwurfs.

Zu Artikel 3

Der Begriff „Hochschulen“ umfasst Universitäten, Kunsthochschu-
len und Fachhochschulen.

Zu Artikel 3 Absatz 1

Die Regelstudienzeit für den Studiengang Evangelische Theologie
beträgt 9 Semester, einschließlich Prüfungssemester. Bei Studien-
gängen mit den Abschlüssen Bachelor und Master sind die Struktur-
vorgaben der Kultusministerkonferenz maßgebend. Auf die Regel-
studienzeit werden die Zeiten der erforderlichen Sprachpropädeutika
nicht angerechnet.
Das Studium der Evangelischen Religionslehre kann für die Lehr-
amtsstudiengänge als erstes und zweites Fach gewählt werden. Die
Wählbarkeit als erstes Fach lässt die Regelungen des Landes über
die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst unberührt.
Es wird sichergestellt, dass das Fach Evangelische Religionslehre in
sinnvolle Fächerkombinationen eingebracht werden kann.
Im Übrigen bleibt der Vertrag über die Vereinigung der Kirchlichen
Hochschule Berlin mit der Theologischen Fakultät der Humboldt-
Universität zu Berlin vom 1. Juni 1993 unberührt.

Zu Artikel 3 Absatz 3

Die Entscheidung soll einvernehmlich getroffen werden.

Zu Artikel 3 Absatz 4

Die Stellungnahme der Kirche wird nach Vorliegen des Berufungs-
vorschlages zu der zur Berufung vorgesehenen Person eingeholt.
Wird innerhalb von sechs Wochen nach Zugang der Anforderung
keine Stellungnahme abgegeben, wird davon ausgegangen, dass von
Seiten der Kirche keine Bedenken geäußert werden.
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Will das Land trotz kirchlicher Bedenken das Berufungsverfahren
für die ausgewählte Person fortsetzen, so werden die Bedenken mit
Vertreterinnen und Vertretern der Fakultät und der Kirche erörtert.
Hält die Kirche ihre Bedenken aufrecht, wird eine Berufung nicht
vorgenommen, es sei denn, die Wissenschaftsfreiheit würde ernst-
haft gefährdet.

Zu Artikel 3 Absatz 5

Die Kirche erklärt, dass sie die in einem konsekutiven Studiengang
im Fach Evangelische Religionslehre erworbenen Masterabschlüsse
in einem förmlichen Verfahren entsprechend dem des Lehrerbil-
dungsgesetzes einer Ersten Kirchlichen Prüfung für das Lehramt
gleichsetzt. Die Kirche wird hinsichtlich der in Satz 1 genannten Stu-
diengänge an den insoweit vorgesehenen Qualitätssicherungsverfah-
ren (Akkreditierung und Evaluierung) angemessen beteiligt.

Zu Artikel 3 Absatz 6

Das Land bezieht die Bachelor- und Masterabschlüsse der Hum-
boldt-Universität zu Berlin mit Evangelischer Religionslehre als
zweitem Fach in das Gleichsetzungsverfahren nach dem Lehrerbil-
dungsgesetz ein. Die für Bildung zuständige Senatsverwaltung wird
die Übereinstimmung von Masterabschlüssen mit Evangelischer
Religionslehre als erstem Unterrichtsfach mit den Regelungen der
Kultusministerkonferenz über die Gestaltung konsekutiver Studien-
gänge in der Lehrerbildung bestätigen.

Zu Artikel 4

Die Evangelische Fachhochschule Berlin ist als Fachhochschule
staatlich anerkannt.
Das Land trägt die Versorgungslast für die am 1. Januar 1986 an der
Evangelischen Fachhochschule Berlin beschäftigten, im kirchlichen
Beamtenverhältnis stehenden 15 Professoren bei Eintritt des Versor-
gungsfalles. Die Übernahme weiterer Versorgungslasten bedarf der
Vereinbarung im Einzelfall.
Die Finanzierung des Studiengangs schulische Religionspädagogik
an der Evangelischen Fachhochschule ist durch die Vereinbarung
über die Finanzierung des Evangelischen Religionsunterrichts im
Land Berlin oder eine diese Vereinbarung ersetzende Vereinbarung
abschließend geregelt.
Das Land leistet an die Kirche für Zwecke der kirchenmusikalischen
Ausbildung an der Universität der Künste einen jährlichen Zuschuss
in Höhe des Gehaltes zweier Professoren einschließlich der erforder-
lichen Versorgungsrückstellungen in Höhe von 33 1/3 Prozent. Der
Zuschuss betrug im Jahr 2004 179.160 Euro. Dieser Betrag wird
jährlich fortgeschrieben entsprechend den Besoldungsanpassungen.

Zu Artikel 5

Das Land wird die Kirche von der Absicht, rechtliche Bestimmun-
gen oder Verwaltungsvorschriften zu erlassen oder zu verändern, die
unmittelbar den Religionsunterricht betreffen, unterrichten und ihr
Gelegenheit zu gemeinsamer Beratung und zur Stellungnahme
geben. Das gilt auch für Regelungen über den Erwerb einer Lehr-
befähigung für den Religionsunterricht.
Die Kirche tritt aus bildungs- und gesellschaftspolitischen sowie aus
schulpädagogischen und schulorganisatorischen Gründen dafür ein,
dass Religionsunterricht und ein Unterrichtsfach ethischer Bildung
gleichrangige ordentliche Wahlpflichtfächer an der Berliner Schule
sind.
Unbeschadet der Verfolgung dieses Zieles durch die Kirche gilt:
Der Senat hat einen Gesetzentwurf über die Einführung eines Unter-
richtsfachs Ethik in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 eingebracht. Eine
Einführung dieses Faches in den Jahrgangsstufen 1 bis 6 ist nicht ge-
plant.
Wird in den Jahrgangsstufen 7 bis 10 ein Unterrichtsfach Ethik ein-
geführt, sollen besondere Formen der Zusammenarbeit zwischen
diesem Unterrichtsfach und dem Religionsunterricht festgelegt wer-
den. Diese sind insbesondere unter thematischen Gesichtspunkten
festgelegte gemeinsame Unterrichtsphasen, Projekte und Lernein-
heiten. Die Zusammenarbeit zwischen einem Unterrichtsfach Ethik

und dem Religionsunterricht wird in geeigneter Weise auf dem
Schulzeugnis dokumentiert.

Zu Artikel 6 Absatz 3

Das Land ist bestrebt, die kirchlichen Privatschulen bestmöglich zu
fördern.

Zu Artikel 7 Absatz 1

Bis zum Erlass eines Weiterbildungsgesetzes wird die Erwachsenen-
bildung der Kirche einschließlich der evangelischen Akademiearbeit
wie bisher gefördert; die Summe ist berücksichtigt bei der Bemes-
sung der Zuschüsse nach Artikel 16.
In einem Weiterbildungsgesetz werden die Weiterbildungseinrich-
tungen der Kirche angemessen berücksichtigt.

Zu Artikel 9 Absatz 2

Bei der Festsetzung von Bebauungsplänen durch den Senat sowie
innerhalb des Verfahrens der Aufstellung und Festsetzung von
Bebauungsplänen durch die Bezirksämter gemäß § 4 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird das Land angesichts damit
verbundener enteignungsrechtlicher Auswirkungen auf kirchliches
Eigentum im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten auf die kirch-
lichen Belange Rücksicht nehmen.
Es besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 9 Absatz 2 keinen
Anspruch auf Übereignung eines staatlichen Grundstücks begrün-
det, sondern eine Unterstützung bei der Suche nach einem Ersatz-
grundstück und – im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten – ge-
gebenenfalls eine Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Grund-
stücke im Falle mehrerer Interessierter bewirken soll.
Wird bei Enteignungen kirchlicher Körperschaften ein Anspruch auf
Entschädigung in Land geltend gemacht und hängt die Anerkennung
des Anspruchs von der Abwägung zwischen den Interessen der
Allgemeinheit und denen der Beteiligten ab, so werden die Landes-
behörden berücksichtigen, dass der Schutz des Vermögens der
Kirche ein herausgehobener ist. Stehen sonstigen Körperschaften bei
Grundstückserwerb Hindernisse entgegen, so gelten diese in der
Regel auch für die Kirche; eine generelle Ausnahmeregelung ist
nicht möglich.

Zu Artikel 9 Absatz 3

Die Vertragsparteien nehmen in Aussicht, Einzelfälle durch beson-
dere Vereinbarungen zu regeln. Sie sind sich darüber einig, dass nur
Fälle aus der Zeit zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 2. Okto-
ber 1990 in Betracht kommen. Ein Rechtsanspruch auf eine solche
Entschädigung besteht nicht.

Zu Artikel 10 Absatz 1

Die Feststellung, dass kirchlicher Dienst öffentlicher Dienst ist, folgt
aus dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie be-
sagt nicht, dass der kirchliche Dienst öffentlicher Dienst im Sinne
des staatlichen Dienstrechts ist. Angesichts der Selbständigkeit der
Kirche und der gegenüber dem staatlichen öffentlichen Dienst unter-
schiedlichen Aufgaben des kirchlichen Dienstes finden staatliche
dienstrechtliche Regelungen nicht unmittelbar auf den kirchlichen
Dienst Anwendung. Sie werden jedoch in ihren Grundsätzen von der
Kirche übernommen, was zusätzlich die Bezeichnung des kirchli-
chen Dienstes als öffentlicher Dienst rechtfertigt.
Die Vertragsparteien lassen sich davon leiten, dass ein Wechsel aus
dem kirchlichen in den staatlichen öffentlichen Dienst und umge-
kehrt durch Anwendung der dienstrechtlichen Bestimmungen keine
Nachteile zur Folge haben soll. Aus dem Status der Kirche und ihrer
Untergliederungen als Körperschaft des öffentlichen Rechts folgt
auch, dass Verwaltungshandeln mit öffentlich-rechtlicher Qualität
gegenseitige Anerkennung findet. Dies umfasst auch das Siegel-
recht, das Ausstellen von öffentlichen Urkunden und die damit ver-
bundenen Rechtswirkungen. Die Kirche wird sich bei der Vornahme
von Beglaubigungen im Wesentlichen auf die Beglaubigungen
kirchlicher oder für kirchliche Zwecke bestimmter Dokumente be-
schränken.
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Zu Artikel 10 Absatz 2

Die Kirche wird Beschlüsse über die Errichtung und Veränderung
ihrer Kirchengemeinden und öffentlich-rechtlichen Verbände acht
Wochen vor Ausfertigung der kirchlichen Organisationsurkunden
dem Land mitteilen. Falls das Land Bedenken erhebt, wird die Kir-
che ihre Beschlüsse überprüfen. Werden keine Bedenken erhoben,
wird die Kirchengemeinde bzw. der Verband für den staatlichen Be-
reich am Tage der Ausfertigung der kirchlichen Organisationsurkun-
de eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Die Bekanntmachung
erfolgt nach der Mitteilung von der vollzogenen Ausfertigung der
kirchlichen Urkunde an das Land im Amtsblatt des Landes und im
Amtsblatt der Kirche.

Zu Artikel 10 Absatz 3 Satz 2

Das Land veranlasst im Rahmen des staatlichen Stiftungsrechts eine
Äußerung der Kirche
1. vor Genehmigung einer rechtsfähigen Stiftung des bürgerlichen

Rechts mit Sitz in Berlin, die nach ihrer Satzung als kirchliche
Stiftung im Sinne der kirchlichen Stiftungsvorschriften (derzeit
§ 2 des Kirchlichen Stiftungsgesetzes) anerkannt werden soll, zu
der Frage, ob die Anerkennung als kirchliche Stiftung erteilt
werden wird;

2. vor der Änderung von Satzungsbestimmungen solcher Stiftun-
gen, wenn dadurch der Status als kirchliche Stiftung betroffen er-
scheint;

3. vor der Genehmigung oder Änderung von Satzungsbestimmun-
gen, die nicht ohne die Kirche verwirklicht werden können.

Das Land unterrichtet die Kirche über die Genehmigung einer Stif-
tung, die nach ihrer Satzung als kirchliche Stiftung anerkannt wer-
den soll, und gegebenenfalls ihre Aufhebung oder Zusammenlegung
mit einer anderen Stiftung. Die Kirche gibt dem Land die Anerken-
nung und gegebenenfalls den Entzug der Anerkennung als kirchliche
Stiftung bekannt.

Zu Artikel 11

Sofern ein freigemeinnütziges Krankenhaus unverschuldet in eine
außergewöhnliche Notlage geraten sollte, wird das Land unter Be-
rücksichtigung des EU-Beihilferechts prüfen, ob Zweckbestimmung
und Wirtschaftlichkeit des Hauses im Hinblick auf die allgemeine
Bedarfssituation es rechtfertigen, dass zur Überwindung der Notlage
öffentliche Mittel, auch in Form von Darlehen, eingesetzt werden.
In Anerkennung der Bedeutung der evangelischen Ehe- und Fami-
lienarbeit für die Allgemeinheit wird das Land sie wie bisher nach
Maßgabe des Haushaltsplans und des Haushaltsvollzuges in an-
gemessener Weise bezuschussen. In Frage kommen hierfür ins-
besondere die Ehe- und Familienberatung, Ehe- und Elternseminare
sowie Familienbildungsstätten.
Artikel 4 Absatz 1 bleibt unberührt.

Zu Artikel 12

Bei Veränderungen aufgrund organisatorischer Erfordernisse seitens
des Landes werden sich die Vertragsparteien über ein gleichwertiges
anderes Angebot verständigen.

Zu Artikel 13 Absatz 3

Die Vertragsparteien streben eine Vereinbarung über das Verfahren
der gegenseitigen Abstimmung bei denkmalpflegerischen Maßnah-
men an.

Zu Artikel 15

Die Seelsorge in den Sonderseelsorgebereichen darf nicht behindert
werden. Das Land stellt sicher, dass bei der Aufnahme in die genann-
ten Einrichtungen die Religionszugehörigkeit erfragt wird. Dabei
sind die Aufzunehmenden ausdrücklich auf die Freiwilligkeit der
Angabe sowie darauf hinzuweisen, dass diese Angabe an die in der
Einrichtung tätigen Seelsorgerinnen oder Seelsorger für ihre seel-
sorgerliche Arbeit weitergegeben wird. Das Land wird sich dafür
einsetzen, dass diese Regelung auch von den nichtstaatlichen Kran-
kenanstalten beachtet wird.

In Altenheimen wird die Möglichkeit zu seelsorgerischer Betreuung
geboten. Darüber hinaus wird die Durchführung von Gottesdiensten
nach Maßgabe der örtlichen und räumlichen Verhältnisse durch Ver-
einbarung zwischen der jeweils zuständigen kirchlichen Stelle und
der Verwaltung des Heimes ermöglicht.
Die Kirche hat Gelegenheit zur Seelsorge an den in den Heimen des
Landes Berlin lebenden Minderjährigen nach Maßgabe des Gesetzes
über die religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921. Insbesondere
wird den Minderjährigen die Möglichkeit gegeben, am Religions-
unterricht in den Schulen oder den Heimen, an Gottesdiensten und
am Konfirmandenunterricht (in der Regel außerhalb der Heime) teil-
zunehmen.
Im Rahmen des berufsethischen Unterrichts bei der Landespolizei-
schule Berlin steht der oder dem evangelischen Geistlichen im 1. und
2. Ausbildungsjahr in jeder Klasse jeweils mindestens eine Unter-
richtsstunde zur Verfügung. Die Teilnahme an diesem Unterricht ist
freiwillig. Es besteht die Möglichkeit, dass evangelische Geistliche
in den jeweiligen Unterkünften der Landespolizeischule Sprechstun-
den abhalten, die außerhalb der regulären Dienstzeit aufgesucht wer-
den können.
Soweit die Ausbildung von Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizei-
vollzugsbeamten nicht an der Landespolizeischule stattfindet, wird
das Land darauf hinwirken, dass evangelische Geistliche an den
Ausbildungseinrichtungen in ähnlicher Weise wie an der Landes-
polizeischule seelsorgerlich und in der Lehre tätig werden können;
für die darüber hinausgehende Betätigung in der Lehre gelten die
einschlägigen Rechtsvorschriften.

Zu Artikel 15 Absatz 1 Satz 2

Die gegenwärtige Übung, wonach die Räume kostenfrei zur Ver-
fügung gestellt werden, wird beibehalten.

Zu Artikel 16

Der Zuschuss nach Absatz 2 setzt sich wie folgt zusammen:
a) Staatsleistungen für Pfarrbesoldung

und kirchenregimentliche Zwecke 7 693 050,– €

b) Zuschuss für kulturelle Betreuung  184 070,– €

c) Zuschuss an den Bach-Chor  21 000,– €

d) Zuschuss für Erwachsenenbildung 123 740,– €

e) Zuschuss für die Evangelische Akademie 125 050,– €

gesamt: 8 146 910,– €

Mit dem Zuschuss für kulturelle Zwecke sind alle Leistungen für die
diesbezügliche Tätigkeit der Kirche abgegolten, es sei denn, dass
solche Veranstaltungen in besonderen Fällen auf Anregung des Lan-
des durchgeführt werden. Eine Prüfung der Verwendung der Mittel
nach a) findet durch staatliche Stellen nicht statt.
Die Verwendung des Zuschusses wird durch Vorlage des entspre-
chenden Auszugs aus der kirchlichen Jahresrechnung belegt.
Auch die Zuschüsse nach b) – e) sind keine Zuwendungen im Sinne
von § 44 der Landeshaushaltsordnung. Die Kirche verpflichtet sich
jedoch, über diese Zuschüsse jährlich Rechnung zu legen. In dieser
Rechnungslegung ist der jeweilige Verwendungszweck nach Art und
Höhe anzugeben. Der Gesamtzuschuss wird mit einem Zwölftel des
Jahresbetrages jeweils monatlich im voraus an die Kirche gezahlt.
Die Vertragsparteien nehmen jeweils ein Jahr vor Ablauf des Fünf-
Jahres-Zeitraums Verhandlungen zur Überprüfung der nach Absatz 2
ausgewiesenen Summe auf. Die Überprüfung erfolgt auch auf der
Grundlage der Entwicklung der Mitgliederzahlen der Kirche und der
Besoldung der Beamten und Beamtinnen nach A 13 im Land Berlin.
Sollte es zu keiner Einigung der Vertragsparteien über den Gesamt-
zuschuss kommen, gilt der Betrag des vorangegangenen Zeitraums
fort.
Das Land kann in diesem Fall die Staatsleistungen nach Satz 1 Buch-
stabe a) ab dem Beginn des ersten Jahres des nächsten Fünf-Jahres-
Zeitraums anpassen. In entsprechender Anwendung der einschlä-
gigen Regelungen im Abschließenden Protokoll vom 02. 07. 1970
wird dann das Land die Staatsleistungen erhöhen oder vermindern
entsprechend dem Vomhundertsatz, um den sich die Zahl der
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Bekenntnisangehörigen zwischen dem vierten und fünften Vertrags-
laufjahr verändert hat. Eine Veränderung der Seelenzahl um weniger
als 1 % bleibt unberücksichtigt. Weiterhin wird dann das Land die
Staatsleistungen entsprechend der Veränderung der Besoldung der
Beamten oder Beamtinnen der Besoldungsgruppe A 13 (verheiratet,
2 Kinder, 5. Dienstaltersstufe) des Landes Berlin vom vierten zum
fünften Vertragslaufjahr, erhöhen oder vermindern.
Sollte es durch den auf diese Weise berechneten Betrag zu einer
Über- oder Unterzahlung kommen, findet nach erfolgter Einigung
der Vertragsparteien über den Gesamtzuschuss eine Verrechnung
statt.
Zur Finanzierung der pädagogischen Zwecke (sog. Mini-Clubs)
wird eine gesonderte Vereinbarung getroffen.
Die Kirchen beschließen über ihre Einnahmen und Ausgaben auf der
Grundlage öffentlicher Haushaltspläne und unterliegen der Kontrol-
le durch kircheneigene unabhängige Rechnungsprüfungsstellen.

Zu Artikel 18 Absatz 2

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass mit der Zahlung
des Verwaltungskostenbeitrags alle im Zusammenhang mit der Kir-
chensteuererhebung stehenden Leistungen abgegolten sind.

Zu Artikel 18 Absatz 3

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die für die Kir-
chensteuerstellen erforderlichen Räume und notwendigen Einrich-
tungsgegenstände durch die Berliner Finanzbehörden unter Berück-
sichtigung ihres Eigenbedarfs in den Dienstgebäuden der Finanzäm-
ter gestellt und unterhalten werden.

Zu Artikel 18 Absatz 4

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Begründung
im Einzelfall dem Finanzamt nicht mitzuteilen ist.

Zu Artikel 20

Für Amtshandlungen, die aufgrund eines Gesetzes von privaten (be-
liehenen) Unternehmern vorgenommen worden sind, besteht keine
Gebührenfreiheit.

Zu Artikel 21

Vor einer Änderung des Gesetzes über die Sonn- und Feiertage
vom 28. Oktober 1954 (GVBl. S. 615) und der dazu ergangenen
Feiertagsschutzverordnung vom 5. Oktober 2004 (GVBl. S. 441)
wird das Land die Stellungnahme der Kirche einholen, soweit ein
evangelischer Feiertag betroffen ist.

Zu Artikel 23

Das Land wird bemüht sein, den Friedhofsentwicklungsplan einver-
nehmlich mit der Kirche aufzustellen. Die Kirche unterstützt die Pla-
nung und begrüßt die Erstellung eines Friedhofsentwicklungsplanes.
Sie wird bemüht sein, die Tätigkeit der kirchlichen Körperschaften
hinsichtlich der Entwicklung ihrer Friedhöfe zu koordinieren und die
Umsetzung der Festlegungen des Friedhofsentwicklungsplanes zu
fördern.
Das Land wird bemüht sein, eine wirtschaftliche Verwertung bisher
oder künftig nicht zur Bestattung genutzter Flächen kirchlicher
Friedhöfe zu ermöglichen. Es wird daher in einem Friedhofsent-
wicklungsplan auch wirtschaftlich verwertbare Flächen kirchlicher
Friedhöfe darstellen, mit deren Verwertungserlösen die weitere
Unterhaltung der langfristig umzunutzenden oder zu erhaltenden
Flächen kirchlicher Friedhöfe ermöglicht werden kann. Bis zur Ver-
abschiedung eines Friedhofsentwicklungsplanes prüft das Land auf
Antrag die Möglichkeiten einer Umwidmung und leitet gegebenen-
falls Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan und zum Land-
schaftsprogramm ein.
Das Land wird im Rahmen der Umsetzung des Friedhofsentwick-
lungsplans Zuweisungen aus dem Landeshaushalt für das Unterhal-
ten landeseigener Friedhofsflächen entbehrlich machen.

Zu Artikel 24

Dem Anliegen dieses Artikels ist für den Rundfunk Berlin-Bran-
denburg durch den Staatsvertrag über die Errichtung einer gemein-
samen Rundfunkanstalt der Länder Berlin und Brandenburg vom
7. November 2004 (GVBl. 2002 S. 332) sowie für das Zweite Deut-
sche Fernsehen durch den ZDF-Staatsvertrag vom 31. August 1991
(GVBl. S. 580), zuletzt geändert durch den Achten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 8. Oktober 2004 (GVBl. S. 2005 S. 82) und
für das Deutschlandradio durch den Staatsvertrag über die Körper-
schaft des öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“ vom 17. Juni
1993 (GVBl. S. 274), zuletzt geändert durch den Achten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag vom 8. Oktober 2004 (GVBl. S. 2005 S. 82)
Rechnung getragen. Bei einschlägigen Änderungen des Rundfunk-
gesetzes und der Staatsverträge werden die Vertragsparteien wegen
der Berücksichtigung kirchlicher Interessen vorher miteinander in
Verbindung treten.

Zu Artikel 25

(1) Es werden der Kirche folgende Daten der im Land wohnenden
evangelischen Kirchenmitglieder übermittelt:
1. Vor- und Familiennamen,
2. frühere Namen,
3. Doktorgrad,
4. Ordensnamen /Künstlernamen,
5. Tag und Ort der Geburt,
6. Geschlecht,
7. Staatsangehörigkeiten,
8. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Neben-

wohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere
Anschrift im Inland; Tag des Ein- und Auszugs,

9. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder
eine Lebenspartnerschaft führend oder nicht, zusätzlich bei Ver-
heirateten oder Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern: Tag
der Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft,

10. Zahl der minderjährigen Kinder,
11. Übermittlungssperren,
12. Sterbetag und -ort.

(2) Ferner werden der Kirche folgende Daten der im Land wohnen-
den Familienangehörigen evangelischer Kirchenmitglieder (Ehegat-
ten, minderjährige Kinder, Eltern minderjähriger Evangelischer), die
als keiner oder einer anderen öffentlich-rechtlichen Religionsge-
meinschaft angehörend gemeldet sind, übermittelt:

1. Vor- und Familiennamen,
2. frühere Namen,
3. Tag und Ort der Geburt,
4. Geschlecht,
5. Staatsangehörigkeiten,
6. Anschriften,
7. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgemein-

schaft,
8. Übermittlungssperren,
9. Sterbetag.

Auf Antrag werden der Kirche im Einzelfall auch die übrigen in
Absatz 1 bezeichneten Daten der Familienangehörigen übermittelt.
Erfolgt der Antrag für Zwecke der Steuererhebung der Kirche, liegt
darin ein berechtigtes Interesse, das einer gesonderten Glaubhaft-
machung nicht bedarf. Sofern die Familienangehörigen der Daten-
übermittlung nach gesetzlichen Vorschriften widersprechen können,
gilt das Widerspruchsrecht nicht, soweit Daten für Zwecke der
Steuererhebung der Kirchen an diese zu übermitteln sind.
(3) Die Kirche teilt mit, welchen kirchlichen Stellen die in Absatz 1
und 2 bezeichneten Daten zu übermitteln sind. Die Übermittlung
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weiterer als der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Daten richtet
sich nach den gesetzlichen Vorschriften des Landes.
(4) Unbeschadet der Gebührenfreiheit für die Datenübermittlung
werden Kostenbeiträge für die Fortschreibung der Kirchensteuer-
merkmale und Einschaltung in den laufenden Meldeverkehr auf der
Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung gezahlt.

Zu Artikel 26

Die Vereidigung von Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverstän-
digen setzt voraus, dass die kirchliche Verfahrensordnung eine den
Vorschriften der Strafprozessordnung über das Zeugnis- und Eides-
verweigerungsrecht gleichwertige Regelung enthält.
Eide können nur von kirchlichen Richterinnen und Richtern ab-
genommen werden, die die Befähigung zum Richteramt nach dem
Deutschen Richtergesetz haben.

Zu Artikel 29

Die auf der bisherigen Regelung beruhenden Vereinbarungen gelten
weiter, bis sie durch besondere Vereinbarungen, die auf diesem
Kirchenvertrag beruhen, abgelöst werden.

Berlin, am 20. Februar 2006

Klaus W o w e r e i t Wolfgang H u b e r

Für die Evangelische Kirche
Für das Land Berlin Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz

Regierender Bürgermeister Bischof
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